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TORQUEMCALCENIN ist ein nur kollektiv wirksames Mittel
gegen die sozialen und ökonomischen Ursachen und Folgen
der COVID-19-Pandemie aus der Gruppe der Solidaritäten. Es
wirkt auch gegen Klimawandel, kapitalistische Ausbeutung
sowie Rassismus und geschlechtliche Ungleichheit. Es ist
nicht geeignet, die gesundheitlichen Folgen einer SARS-Cov-
2-Infektion zu kurieren, trägt aber zur Linderung bei.

Was TORQUEMCALCENIN enthält
Die Wirkstoffe sind: Solidarität, Klassenkampf, Sozialisierung,
gesellschaftliche Planung.
Sonstige Bestandteile sind: Streiks, Aufstände, Nachbar-
schaftshilfe.

Wofür wird TORQUEMCALCENIN angewendet?
TORQUEMCALCENIN wird angewendet
– bei sozialen Verwerfungen, die durch pandemisch aus-

gelöste ökonomische und politische Krisen entstehen,
– bei der Vermeidung von Pandemien und Krankheiten, die

durch kapitalistische Ausbeutung und Landnahmen
verursacht sind.

TORQUEMCALCENIN hilft auch bei der Vermeidung von
Ausbeutung und Überausbeutung von Mensch und Natur,
sozialen und politischen Ungerechtigkeiten und ökonomi-
scher Ungleichheit.

Nicht einnehmen
Sie sollten TORQUEMCALCENIN nicht einnehmen, wenn Sie
– Anhänger des bürgerlich-kapitalistischen Staates sind,
– von der Ausbeutung der Arbeitenden profitieren,
– Pandemien und Krisen für absichtlich von Verschwörern

herbeigeführt halten.

Kinder und Jugendliche können TORQUEMCALCENIN beden-
kenlos verwenden, sobald sie fähig sind, eigenständig zu
denken.

Warnhinweise und Vorsichtsmaßnahmen
Nehmen Sie TORQUEMCALCENIN niemals allein ein, sondern
immer nur im sozialen Verband!

Verkehrstüchtigkeit und Fähigkeit zum Bedienen von
Maschinen
Mit der Anwendung von TORQUEMCALCENIN kann das Re-
aktionsvermögen (positiv) verändert und die Fähigkeit der
aktiven Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gefördert
werden. Wir empfehlen den Verzicht auf den motorisierten
Individualverkehr zugunsten intelligenter, regionaler und öf-
fentlicher Verkehrssysteme sowie des Fahrrads. Maschinen
sollten nur dann bedient werden, wenn sie der (Re-)Produkti-
on sinnvoller und gesellschaftlich notwendiger Produkte und
Dienstleistungen dienen (Konversion). Ziehen Sie hierzu Ihre
Gewerkschaft und Ihren Betriebsrat hinzu oder gründen Sie
eigene Räte.

Wechselwirkungen
Soziale Bewegungen und Organisationen können sich ge-
genseitig beeinflussen, so dass ihre Wirkung dann stärker ist
als gewöhnlich. Bitte informieren Sie deshalb linke Organisa-
tionen, soziale Bewegungen, KlimaaktivistInnen, Nachbar-
schaftsgruppen und Gewerkschaften von der positiven Wir-
kung dieses Medikaments.
Wird TORQUEMCALCENIN gleichzeitig mit autoritären Wirk-
stoffen oder Verschwörungstheorien verwendet, kann sich
die Wirkung neutralisieren oder im Einzelfall sogar negativ
sein.

Wie und wie oft sollten Sie TORQUEMCALCENIN
 anwenden?
Die Einzeldosis kann in kürzesten Abständen zur Erreichung
kleinerer Ziele (Lohnerhöhung, Gründung eines Betriebsrats,
Vermeidung betrieblicher oder lokaler Ungerechtigkeiten)
eingenommen werden.
Für die Erlangung weiterreichender Ziele empfiehlt sich die
dauerhafte Verwendung.

Art der Anwendung
Nehmen Sie TORQUEMCALCENIN bitte nur kollektiv ein.
 Beenden Sie die Anwendung nicht vor Erreichung des Ziels.
Wenn Sie die Verwendung von TORQUEMCALCENIN verges-
sen haben, nehmen Sie beim nächsten Mal die doppelte Do-
sis und fahren Sie mit der Einnahme so fort, wie Sie es für die
 Erreichung Ihres Ziels vorgesehen haben. Wenn Ihnen Zeit
und Ressourcen zur Anwendung von TORQUEMCALCENIN
 fehlen, nutzen Sie Einzelgespräche und Aktiventreffen, um
die Verwendung zu koordinieren.

Häufig: Gesinnungsveränderungen mit Rötungen, emotio -
nale Entzündungen, direkte Aktionen.
Gelegentlich: autoritäre Reaktionen.

Hersteller:
Sie selber, oder was haben Sie gedacht?

*Der fiktive Medikamentenname TORQUEMCALCENIN leitet sich ab
von der lateinischen Übersetzung von Bundschuh, torquem calceus.
Der Bundschuh als bäuerliches Kleidungsstück, das man an den
 Füßen trug, ist das Gegenstück zur königlichen, auf dem Kopf getra-
genen, Krone, lateinisch: corona. Als Symbol der bäuerlichen Bund-
schuh-Bewegung in Südwestdeutschland des ausgehenden 15. und
beginnenden 16. Jahrhunderts repräsentiert er dazu eine frühe
 soziale Bewegung.

TORQUEMCALCENIN*
Soziales Anti-Coronicum
Wirkstoff: Solidarität

Lesen Sie die gesamte Packungsbeilage sorg -
fältig durch, bevor mit der  Anwendung dieses
Arzneimittels begonnen wird, denn sie enthält
wichtige  Informationen.
● Heben Sie die Packungsbeilage auf. Vielleicht möchten
● Sie diese später nochmals lesen oder jemandem zum
● Lesen weitergeben.
● Wenn Sie weitere Fragen haben, wenden Sie sich an die
● Redaktionen von SoZ oder express, die Lokalgliederung
● Ihrer Gewerkschaft oder eine soziale Bewegung oder
● Initiative in Ihrer Nähe.
● Wenn Sie Nebenwirkungen bemerken, denken Sie selber
● darüber nach, wie Sie das Medikament besser
● verwenden. Dies gilt auch für Nebenwirkungen, die nicht
● in dieser Packungsbeilage angegeben sind.

1. Was ist TORQUEMCALCENIN
1. und wofür wird es
1. angewendet?

2. Inhalt der Packung und
1. weitere Informationen?

3. Was sollten Sie vor der Anwen-
1. dung von TORQUEMCALCENIN
1. beachten?

4. Wie ist TORQUEMCALCENIN
1. anzuwenden?

5. Welche Nebenwirkungen sind
1. möglich?
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«Das Widerstrebende fügt sich
 zusammen wie ein gespannter
 Bogen.»

Heraklit von Ephesos
(5. Jh. v. u. Z.)
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Hier arbeitet die Crew …

… und das hat sie sich gedacht
Für diejenigen, die beide beteiligten Zeitungen ken-
nen, dürfte die Antwort auf die Frage, warum wir mit
direkter Zusammenarbeit in Form einer Beilage
experimentieren, eigentlich unmittelbar augenfällig
sein. Man lege z. B. die Mai-Ausgabe des express
neben das Juni-Heft der SoZ, und siehe da: Fleisch -
industrie und Schlachthöfe bestimmen das Bild,
«Corona-Partys des Kapitals» und «Pestfleisch» wer-
den aufs Korn genommen. Ohne jede Absprache,
versteht sich. Aber dass beide Redaktionen zeit-
gleich einen Ausschnitt aus der Welt der kapitalisti-
schen Vernutzung von Arbeitskraft und Natur auf
den Titel heben, der eher zu den offenen Wunden
einer gedemütigten ArbeiterInnenbewegung
gehört,  denn zu den sprudelnden Quellen zweck-
optimistischer Proletariatsromantik, könnte schon
ein Indiz sein, dass sie manches Interesse und man-
che Ansicht teilen.

Zum Beispiel die Ansicht, wer sinnvoll von Emanzi-
pation sprechen will, kommt an Fragen von Arbeit
und Produktion nicht vorbei; oder dass Fragen
schlecht bearbeitet sind, wo Gewissheiten verkün-
det werden; dass niemandem damit gedient ist, den
Blick nur dorthin zu wenden, wo Vorstellungen von
ArbeiterInnenmacht und Geschichte machendem
Klassenkampf unmittelbar ihre Bestätigung finden. 

ArbeiterInnenbewegung, Proletariat, Klassenkampf:
Was wir wollen, was wir offenbar gemeinsam haben,
und was die Sache zugleich nicht eben leichter
macht, ist auch, solche Begriffe und Deutungen trotz
ihres manchmal stählernen Sounds nicht preiszuge-
ben.

Auch der (unter)titelgebende Sozialismus gehört
dazu. Weder der Gang der Geschichte noch ver-
schiedene Wellen akademischer Diskursmoden
legen das nahe, aber mal ehrlich: Was sollen wir
denn machen? Die eine Gewissheit gönnen wir uns
doch: Dass das menschliche Wesen keine wahre
Wirklichkeit besitzen wird, solange nicht Mensch,
sondern Profit regiert, lässt sich nicht vergessen, nur
weil es um die praktischen Folgerungen daraus
schlecht bestellt ist. Und eine bessere Sprache dafür
ward uns auch noch nicht geschenkt.

Zurück zu Profanem und doch zum gleichen Thema:
Eine weitere Gemeinsamkeit der beiden Zeitungen
besteht darin, dass sie auch mit Blick auf die Zahlen
schon bessere Zeiten gesehen haben – eine höhere
Auflage, breitere LeserInnenschaft und größere Ein-

nahmen. Weder in Köln noch in Frankfurt herrscht
das Gefühl vor, nicht mehr gebraucht zu werden,
aber rein betriebswirtschaftlich hat’s halt schon mal
besser ausgesehen.

Beide Redaktionen wissen, dass sie das, was sie da
tun, nicht allein um der Selbstbeschäftigung willen
machen. Und wir wissen von einigen LeserInnen, die
sich beiden Zeitungen verbunden fühlen. Nun denn,
konkurrieren oder Kooperationsmöglichkeiten aus-
loten? Eben. Stefan Schoppengerd

Der Autor arbeitet im Frankfurter Büro des express und
macht mit im Kampagnenbündnis «Krankenhaus statt
Fabrik»

«Gebraucht zu werden …»
Aus der Geschichte der SoZ gibt es Anlass, Zusam-
menarbeit und gemeinsame Projekte belebend und
erneuernd zu finden. Und es gibt genug Anlass,
ohne die vielen anderen linken und sozialistischen
Projekte und Zeitungen zu vergessen, sich erneut
«gebraucht» zu wissen. 

– Wenn es heißt, dass nur noch rund ein Fenster von
zehn Jahren offen ist, um wirklich umzusteuern und
die Erderwärmung auf zwei Grad zu begrenzen; 
– wenn es heißt, dass es bei einem «Weiter so» nur
noch 60 Ernten der bekannten Art der Ernährung
und Erdausbeutung geben kann; 
– wenn es heißt, dass am 24. Januar 2020 von Atom-
wissenschaftlern die «Atomkriegsuhr» auf 100
Sekunden vor Mitternacht vorgestellt wurde, 
dann heißt das für uns, alle Kräfte vereinigen, um
diesem Treiben entgegenzusteuern – mit allen aus
den Demokratie-, Öko-, Sozial-, Befreiungs- und
Gleichberechtigungsbewegungen, die dieselbe
Stoßrichtung haben.

Wir älteren Zeitungsmachenden werden nur noch
wenige aktive Jahre haben, wir wollen aber, dass
andere jetzt schon auf guter Grundlage mit- und
weitermachen können. Gemäß dem Motto: «Die
Wahrheit mit Schuhen versehen, damit sie weit lau-
fen möge!»                                                                 Rolf Euler

Viele Jahre über und viele Schichten unter Tage, lebt im
nördlichen Ruhrgebiet.

Eine gemeinsame
 Sommerreise
Von wegen Linke spalten sich nur. express und SoZ
sind beide für sich schon Ergebnis von Vereinigungs-
prozessen. Mit dieser Sommerbeilage üben wir uns
nun in enger Zusammenarbeit und wagen die
gemeinsame Reise. Nichts liegt in diesen Zeiten von
Katastrophen und Krisen näher, als enger zusam-
menzurücken und Bündnispartner zu suchen, zumal
uns vieles eint.

Und was brauchen wir heute nötiger, als dass jene
zu Wort kommen, die in den Kämpfen für eine
andere Gesellschaft ganz vorne stehen? Menschen,
die aus ihren alltäglichen Kämpfen in Betrieb oder
Klimabewegung berichten und dabei auch über die
Erfolgsmeldungen aus den gewerkschaftlichen Pres-
semitteilungen hinausgehen? – z. B. das Interview
mit dem ehemaligen Betriebsrat der Delivery GmbH
vor ihrer Verschmelzung mit der Post (in der SoZ und
die kritische Beleuchtung des Ver.di-Fachbereichs
Handel (im express).

Ebenso dringend brauchen wir die schonungslose
Auseinandersetzung mit den Strategien unserer
eigenen Bewegung, um weiter zu kommen – z. B. die
kritische Auseinandersetzung mit dem Hype um
McAlevey (im express) oder die Aufarbeitung der
Geschichte der linken DDR-Opposition (in der SoZ).

Nicht durch das Verkünden von Wahrheiten, son-
dern durch fragendes Vorangehen und einen offe-
nen Zugang für AutorInnen kommen wir voran. Wie
oft haben wir Texte zur Situation in anderen Ländern
in beiden Redaktionen parallel übersetzt. Zufall?
Nein. Wenn es darauf ankommt, wissen wir auf wel-
cher Seite wir stehen und sind zur Intervention
bereit – etwa gegen die Abmahnung von Damiano.

Aus all diesen Gründen empfehlen wir seit jeher die
Lektüre der je anderen Monatszeitung und natürlich
das Abo. Als Revolutionäre wissen wir aber auch,
dass es manchmal größere Veränderungen braucht.
Diese Ausgabe ist ein Versuch, neue Möglichkeiten
zu testen. Und natürlich freuen wir uns über eure
Blattkritik. Am Ende entscheidet ihr, wie es mit die-
ser Affäre weiter geht. Ob sie eine regelmäßige, aber
eher heimliche bleibt … Oder nicht.      Violetta Bock

Die Autorin macht die B&G-Seiten für die SoZ. Wenn sie
nicht schreibt, macht sie Stadtteilarbeit und engagiert
sich für einen besseren ÖPNV.

Frankfurt am Main, Niddastraße Köln, Regentenstraße
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«Humans are biohazards,
machines are not.»
Anuja Sonalker, CEO bei Steer Tech,
 einem Unternehmen aus Maryland,
das Technologie für Einparkhilfen ent-
wickelt, zitiert in einem Artikel von
Naomi Klein vom 13. Mai im Guardian

«Vor allem aber müssen wir unsere
Wirtschaft zurück auf den Wachstums-
pfad führen, den wir schon vor Corona
verlassen hatten. Wer Arbeitsplätze,
wer soziale Sicherheit und ökologische
Sensibilität, wer staatliche Handlungs-
fähigkeit, gesellschaftlichen Zusam-
menhalt und ein starkes Gesundheits-
system sichern will, der sollte sich nun
dem widmen, um was wir bangen:
Wachstum und Freiheit.»
FDP-Vorsitzender Christian Lindner
am 10. April 2020 in einem
Gastkommentar der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung

«Es ist klar, dass die Corona-Virus-Krise
schwerwiegende wirtschaftliche Fol-
gen haben wird, und zumindest kurz-
fristig wird es auch schwerwiegende
Folgen nicht nur für die Gesamtwirt-
schaft, sondern auch für die Staats-
haushalte geben. Über die langfristi-
gen Folgen können wir noch nichts
 sagen. Aber wir müssen uns daran erin-
nern, dass die NATO-Verbündeten, als
sie beschlossen, mehr in die Verteidi-
gung zu investieren, dies taten, weil wir
in einer unsichereren, unberechenba-
reren Welt leben und daher mehr in die
Verteidigung investieren müssen. Da-
ran hat sich nichts geändert.» 
NATO-General sekretär Jens
 Stoltenberg, Pressekonferenz am
19. März 2020

«Corona betrifft uns jetzt schon unmit-
telbar, die Verbreitung wird deutlich
zunehmen. Was die Migrationskrise

betrifft, haben wir nach wie vor die
Hoffnung, dass die griechische Außen-
grenze hält, aber wir sind natürlich
auch vorbereitet, unsere eigene, natio-
nale Grenze zu schützen, wenn es not-
wendig wird … Ich habe Mitleid, aber
ich bin trotzdem imstande, notwendi-
ge Entscheidungen zu treffen.»
Österreichs Bundeskanzler
Sebastian Kurz in einem Interview
mit der  Kronenzeitung am 8. März 2020

«Aber den Leuten zu sagen, dass sie ihr
Haus nicht verlassen können, dass sie
dann festgenommen werden, das ist
Faschismus, das ist nicht demokra-
tisch.» 
Elon Musk in einem Interview, zitiert in
der Welt vom 30.April 2020.

Kurz bevor er Ausgangsbeschrän-
kungen mit Inhaftierung verglich,
hatte Musk versucht, eine Ausnah-
meerlaubnis für den Weiterbetrieb
des Tesla-Hauptwerks in Fremont
bei San Francisco zu bekommen –
scheiterte aber damit an den Behör-
den. 

«Infizierte Anhänger der muslimischen
Tablighi-Glaubensgemeinschaft haben
Ärzte und Pflegepersonal angespuckt,
um sie ebenfalls zu infizieren. Zu die-
sem Zweck haben sie auch ihren Kot
auf Schulhöfen hinterlassen. Das ent-
spricht den Tatsachen.»
Nalin Kohli, internationaler Sprecher
der  indischen Regierungspartei BJP, in
einem Interview mit der Deutschen
Welle am 21. April 2020

Die Regierungspartei definiert sich
als «hindunationalistisch». Einige ih-
rer Politiker sprechen von einem
«Corona-Jihad», mit dem muslimi-
sche Glaubensgemeinschaften an-
geblich angetreten seien, um den
Hindus in Indien den Garaus zu ma-
chen.

«Ich habe viel Verständnis für Gesund-
heitsminister Karl-Josef Laumann. Er
steht gerade sehr unter Druck und die
Politik in Deutschland macht einen tol-
len Job. Aber seine Kritik darf nicht zur
Manie werden.» 
Fleischfabrikant Clemens Tönnies in
 einer  Pressekonferenz am 13. Mai in
 Rheda-Wiedenbrück über die Kritik an
den Zuständen in der deutschen
Fleischindustrie

«Es muss sichergestellt sein, dass be-
stehende oder vor der Krise geplante
Gesetze und Regelungen, die hem-
mende Wirkung entfalten oder – be-
sonders wichtig – die Refinanzierung
von Medienangeboten gefährden, aus-
sortiert werden und wachstumsfreund-
lichen Konzepten und Maßnahmen
Vorfahrt eingeräumt wird. Dies ist bei-
spielsweise bei Änderungen der daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen des
Telemediengesetzes und den Vorschlä-
gen zur ePrivacy-Verordnung zu be-
rücksichtigen. Ein solches Belastungs-
moratorium wird sich auszahlen und
als vertrauensbildendes Signal natio-
naler und europäischer Politik verstan-
den werden.»
Erklärung des Präsidiums des
 Zentralverbands der deutschen
 Werbe wirtschaft (ZAW) am 7. April
2020 zur Corona-Krise 

«Belastungsmoratorium» – was für
eine Wortschöpfung! Auch andere
Branchen haben sie aufgegriffen. Die
Werbewirtschaft will neue Bestim-
mungen, die Kunden vor Datenkra-
ken im Internet schützen, wieder ab-
schaffen bzw. nicht in Kraft treten
lassen. 

«Zur Überwindung der wirtschaftli-
chen Krise infolge der Corona-Pande-
mie fordert der Deutsche Bauernver-
band ein Moratorium für neue, kosten-
intensive gesetzliche Auflagen und
Standards. Auflagen und Standards für
die deutsche Landwirtschaft kosteten
nach Berechnungen des HFFA-Institut
jährlich rund 5,3 Mrd. Euro. Dazu gehö-
ren vor allem die EU-Wasserrahmen-
richtlinie, die Düngeverordnung, EU-

Regeln für Pflanzenschutzmittel und
Standards in der Tierhaltung. Unter Be-
rücksichtigung der Auflagen in wichti-
gen Wettbewerbsländern beträgt der
Kostennachteil der deutschen Landwir-
te 4,1 Mrd. Euro, der durch die erneut
geänderte Düngeverordnung steigt
und durch geplante neue Gebietsaufla-
gen (Insektenschutz, Wasserhaushalts-
gesetz) weiter steigen würde.»
Erklärung des Präsidiums des
Deutschen Bauernverbands vom
12. Mai 2020

«Ob es einem passt oder nicht: Erfolg-
reiche Klimapolitik und De-Industriali-
sierung schließen sich aus. Wer statt
ökologischer Modernisierung auf ei-
nen Wandel der Lebensstile setzt, ver-
kennt den Charakter der Klimakrise.» 
Roman Zitzelsberger, IG Metall, in
 seinem Gastbeitrag für den Freitag
vom 28. April 2020, erschienen unter
dem Titel «Die Zukunft ermöglichen» 

«Eine Sache, die mir ganz persönlich
am Herzen liegt: Die Corona-Krise hat
insbesondere kleine und mittlere Un-
ternehmen hart getroffen und die Aus-
wirkungen der Pandemie werden noch
lange spürbar sein. Viele stationäre
Händler auch aus Ihrer Nachbarschaft
haben in dieser Zeit das Internet als
weiteren Vertriebskanal entdeckt oder
ihre Aktivitäten dort intensiviert. Ich
möchte Sie heute ermutigen, auch das
Angebot dieser Händler zu nutzen und
sie so zu unterstützen – sei es bei Ama-
zon.de oder auf anderen Kanälen. Wir
alle profitieren von Vielfalt im Handel
und diese gilt es zu erhalten.»
Ralf Kleber, Country Manager
 Amazon.de, in  einem Rundschreiben
vom 18. Mai 2020

Amazon entdeckt sein Herz für den
lokalen Einzelhandel und bietet
 einen Schutzschild der besonderen
Art an – eine tödliche Umarmung.

«Wir fordern eine Stundung oder Ver-
zicht auf neue Luftfahrtsteuern auf EU-
oder nationaler Ebene, um die künftige
Erholung des Sektors zu unterstützen.
Es wird Zeit und harte Arbeit erfordern,
bis sich die europäischen Fluggesell-
schaften von den durch den Ausbruch
von COVID-19 verursachten Schäden
erholt haben. Neue Steuerbelastungen
sollten aufgeschoben werden, bis die
Branche wieder auf einer soliden ope-
rativen und finanziellen Grundlage
steht. Dazu gehören auch die für den
Luftverkehr geltenden Bestimmungen
der Richtlinie zur Energiebesteuerung
(Richtlinie 95/60/EG des Rates).»
Erklärung der Airlines for Europe (A4E)
vom 12. März 2020

Der 2016 gegründeten Lobbyorgani-
sation europäischer Fluggesellschaf-
ten, darunter Lufthansa, TUI, Ryan -
air u. a., reichen Kurzarbeitergeld für
ihre Beschäftigten und günstige
Staatskredite nicht. Sie wollen, dass
Kerosin weiter steuerfrei als Treib-
stoff in Flugzeugen verbrannt wer-
den darf. Ein Privileg, das kein ande-
res Verkehrsmittel für sich bean-
spruchen kann. 

«They’re running into death just like
soldiers run into bullets.» 
Trump über Care-Worker in der
 Corona-Krise, zitiert nach Forbes vom
14. Mai 2020

«Sehr viele mehr werden sich von
 geliebten Menschen vor der Zeit ver -
abschieden müssen.» 
Boris Johnson über die Konsequenzen
seiner anfänglichen Strategie der
 Herdenimmunität, zitiert in einem
 Beitrag des ZDF vom 11. Mai 2020

Famous last
words?

«Sag mir, wo du stehst» – oder: Coronadeutungsmanöver
Ist die Krise eine Chance? Und für wen? Nicht wenige hoffen, dass sich nach den tiefen
Einschnitten ins Alltagsleben nun neue Räume öffnen werden, um effektiv gegen die
Missstände des Kapitalismus im 21. Jahrhundert vorzugehen: Klimaerhitzung, Umwelt-
zerstörung, soziale Ungleichheit, Rassismus und Frauenunterdrückung. Ob es so kommt,
ist längst nicht ausgemacht. Denn auch die andere Seite interpretiert COVID-19 ganz in
ihrem Sinne. Wer steht dort? Und wo soll die Reise hingehen? Wir haben uns in der wild
wuchernden Landschaft der Krisendiagnosen und -lösungen umgeschaut und die schöns-

ten Corona-(Stil-)Blüten gepflückt. Das letzte Wort ist dabei noch nicht gesprochen.
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Nach etwa sieben Jahren Vor-
bereitung will das Berliner
Gesundheitskollektiv im April
kommenden Jahres in Berlin-
Neukölln ein Stadtteilgesund-
heitszentrum eröffnen. Dass
die Verzahnung medizinischer
Versorgung mit politischer
Arbeit im Stadtteil möglich ist,
hat bereits die Poliklinik Veddel
in Hamburg unter Beweis
gestellt. Wie verändert sich die
Versorgung in der Arztpraxis,
wenn Krankheit als ein Produkt
gesellschaftlicher Verhältnisse
verstanden wird? Stefan
Schoppengerd sprach mit der
angehenden Fachärztin für All-
gemeinmedizin KIRSTEN
 SCHUBERT über die Pläne und
den Stand der Dinge.

�Mit der Kritik an den Krankenhauspri-
vatisierungen im Ohr könnte man mei-
nen, dass es um die ambulante medizi-
nische Versorgung nicht so schlecht be-
stellt ist. Sie ist keine Spielwiese für die
Profitinteressen großer Konzerne, und
die große Zahl an kleinen Praxen sorgt
für wohnortnahe Angebote. Warum
habt ihr euch trotzdem als Gesundheits-
kollektiv zusammengefunden, das am-
bulante Versorgung anders machen
will?
Wir beobachten im ambulanten Be-
reich deshalb keinen großen Privati-
sierungsschub, weil er von Grund auf
privat organisiert ist. Ärztinnen,
Apotheker, Therapeutinnen arbeiten
als private Kleinunternehmer. Ihre
medizinischen Entscheidungen und
die Art, wie sie arbeiten, wirken sich
direkt auf ihr Einkommen aus, und
wie die Krankenhäuser soll auch die
ambulante Versorgung über finan-
zielle Anreize gesteuert werden. Die
dabei herrschende Konkurrenz führt
aus Patientensicht zu einem Versor-
gungsdschungel, dessen verschiede-
ne Teile nicht interagieren und nicht
miteinander kommunizieren. Das
wollen wir anders machen.

Außerdem sehen wir Krankheit im
Sinne von Public Health im Kontext
gesellschaftlicher Verhältnisse: Ar-
mut, Rassismus, Kapitalismus, Dis-
kriminierung aufgrund von Sprache
oder Geschlecht… Die Gesellschaft,
wie sie ist, macht krank. Symptome
zu behandeln und Menschen dann
wieder in die krankmachenden Ver-
hältnisse zu schicken, ist weder für
das medizinische Fachpersonal noch
für die PatientInnen befriedigend.

Menschen sind komplexe, biopsy-
chosoziale Wesen. Die meisten Er-
krankungen sind bedingt durch
Stress, durch Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen. Die Lebenserwartung
hängt nur zu einem Drittel von der
medizinischen Versorgung ab, größ-
tenteils aber von gesellschaftlichen
Verhältnissen und persönlichem Ver-
halten. Daher rührt unsere Absicht,
im Stadtteilgesundheitszentrum
ärztliche mit pflegerischen, thera-
peutischen und psychi schen Versor-
gungsstrukturen zusammenzubrin-
gen, und das im Rahmen eines Nach-
barschaftszentrums, in dem Sozial-
beratung, Stadtteilarbeit, ein Café
und konkrete politische Arbeit im
Stadtteil stattfinden können.

�Was schwebt euch vor, wie können
diese Problemlagen in der alltäglichen
Arbeit aufgegriffen und bearbeitet wer-
den? Angenommen, eine Patientin
kommt mit Rückenschmerzen – was ist
eure Herangehensweise?

Standard wäre in einer solchen Si-
tuation ja gegenwärtig: ein Schmerz-
mittel, vielleicht noch eine Verord-
nung für die Physio, fünf Minuten
und fertig. Um zu vermeiden, dass
solche Rückenschmerzen öfter auf-
treten, müsste sich aber eine ganze
Kette von Fragen anschließen: Wie
sind die Arbeitsbedingungen – sit-
zend, stehend? Ist viel zu tragen, gibt
es viel Stress? Gibt es andere Belas-
tungen, zum Beispiel Geldsorgen
oder psychische Vorerkrankungen?

Diesem Kontext einer Erkrankung
wollen wir in unserem zukünftigen
Zentrum gerecht werden. Von der in-

dividuellen Beratung durch eine So-
zialarbeiterin oder Psychotherapeu-
tin, bis hin zu politischen Auseinan-
dersetzungen mit Wohnsituationen
oder prekären Arbeitsverhältnissen.
Unser zentraler Ansatz ist dabei,  «le-
bensweltbezogen» zu arbeiten. Dabei
sehen wir den Stadtteil bzw. Kiez, wie
man hier in Berlin sagt, als unseren
Bezugsrahmen. Wir machen auch
jetzt schon viel Stadtteilarbeit und
sind gut vernetzt, machen Projekte,
die die Lebensbedingungen der Men-
schen verbessern können, also im
Sprechzimmer oder Kiez beginnen.
Es geht dabei immer um die Verände-
rung der Verhältnisse über ein Empo-
werment, die Selbstermächtigung
der Menschen. Das ist dann echte Ge-
sundheitsförderung. 

�Wie ist der derzeitige Stand des Vor-

habens? Was läuft bereits, welche (uner-
warteten) Hürden hattet ihr zu nehmen,
welche Probleme stellen sich noch?
Gerade ist unser zukünftiges Domizil
im Bau. In das Gebäude im Rollberg-
kiez werden verschiedene öffentliche
Träger einziehen, wir werden dort
zwei Etagen haben. Verschiedene un-
serer Angebote haben wir schon de-
zentral begonnen. Seit über einem
Jahr ist die Kinderarztpraxis geöffnet,
die später Teil unseres Zentrums sein
wird. Unsere zukünftige Hausärztin
und unsere Kinder- und Jugendpsy-
chotherapeutin arbeiten bereits in an-
deren Praxen und werden nächstes
Jahr umziehen. Zudem haben wir ei-
ne mobile Gesundheitsberatung, mit
der wir in die Moschee, in Bücherei-
en, in Jugendeinrichtungen und zu
Elterncafés gehen. Außerdem haben
wir vier Stellen mit unterschiedli-
chen koordinierenden Funktionen.
In einem Forschungsprojekt haben
wir mittels Haustürbefragung Ge-
sundheitsprobleme im Stadtteil er-
hoben.

Leider sind wir bei der Umsetzung
gezwungen, einen Plan B zu verfol-
gen. Im aktuellen Gesundheitssys-
tem ist die direkte Kooperation von
Ärztinnen, Physiotherapeuten, Apo-
thekerinnen usw. nicht zulässig, weil
das eine Wettbewerbsverzerrung be-
deuten würde – das ist folgerichtig in
einem privat verfassten System, aber
absolut unsinnig, wenn man mehr
sinnvolle Kooperation anstrebt. Den-
noch werden wir jetzt wohl oder übel
zunächst eine Praxisgemeinschaft
gründen müssen, und abgekoppelt
davon ein Sozialzentrum, das der
Form nach nichts mit der Praxis zu
tun hat, aber dennoch räumlich nah
ist.

Eine lauwarme Lösung, aber mehr
lässt der politische Rahmen nicht zu.
Um den zu ändern, haben wir uns mit
Schwesterprojekten aus anderen
Städten im Poliklinik-Syndikat zu-
sammengeschlossen. Hier freuen wir
uns auch auf Kontaktaufnahme mit
Leuten, die in ihren Städten was ähn-
liches vorhaben, und stehen gern mit
Rat und Tat zur Seite.

Siehe auch: www.poliklinik-syndikat.org.

Diese Gesellschaft
macht krank
Interview mit Kirsten Schubert aus dem Gesundheitskollektiv Berlin

«Arbeits- und kohletechnisch hat
sich meine Situation durch Coro-
na nicht verändert. Die Situation
ist gleichbleibend schlecht, d.h.
ich muss oft beim Amt ‹aufsto-
cken›.»
W. K., solo-selbständig im
 Medienbereich

«Das Arbeiten im Großraumbüro
ist in Corona-Zeiten unzumutbar,
denn dabei spielen nicht nur die
Angst vor der Ansteckung, son-
dern auch die zusätzlichen psy-
chischen Belastungen durch das
Corona-Virus eine große Rolle.
Dies betrifft insbesondere den
Umgang mit den KollegInnen, mit
der eigenen Einkommenssituati-
on, mit der Angst vor Kurzarbeit
sowie mit dem vorherrschenden
Leistungsdruck.»
C. C., Call-Center-Mitarbeiter

«Ich bin seit Wochen in Kurzar-
beit und genieße das Leben und
den Klimawandel. Ich habe jede
Menge zu tun und schaffe endlich
viele Arbeiten am und im Haus.
Täglich gehe ich mit dem Kajak
auf den Fluß und fahre Fahrrad,
halte einen Klönsnack mit den
Nachbarn und lese viel. Und das
alles bei 95 Prozent meines Loh-
nes.»
H. N., VW-Kollege, Niedersachsen

«Die Pflegekräfte waren schon
vorher am Limit. Die Krankheits-
rate und die Kündigungen bzw.
Versetzungen sind schon seit län-
gerem hoch. Und jetzt kommt
auch noch die Pandemie auf uns
zu … Die Krankenhausleitung
(Direktion, Geschäftsführung)
und die Krisenleitung erwähnen
immer wieder in ihren Mitteilun-
gen, wie strukturiert und planvoll
sie vorgehen. Die Beschäftigten
dagegen empfinden und spüren
nur dieses: ein planloses Chaos!»
M. A., Intensivstation, Bremen

«Zum 1. 4. wurde bei uns im Be-
trieb Kurzarbeit beantragt. Die
Führungskräfte kommen mit kla-
ren Anweisungen um die Ecke. So
sollen die ArbeiterInnen mit einer
Personalstärke von 30 Prozent
weiter arbeiten, während der Ar-
beitsaufwand bei etwa 65 Prozent
liegt … In meinem Bereich sind
wir uns jetzt einig, dass wir die
Arbeit liegen lassen und nur noch
das machen, was wir vorher auch
machten.»
H. S., medizintechnischer Betrieb,
Norddeutschland

«Es gab also Konflikte zwischen
Büroangestellten, die sich eh bes-
ser isolieren können, und Arbei-
tern, die das nicht können aber auf
einmal Vorwürfe bekamen, sie
würden das alles nicht ernst neh-
men…»
L. H., Hersteller technischer Infrastruk-
tur für Industriebetriebe, Hamburg

«Wenn wir zusammen im Auto
sitzen, tragen wir jetzt Maske.
Mein Chef steht wieder näher an
mir dran, wenn er mir was erklärt.
Wir alle wischen uns den
Schweiß von der Stirn und fassen
danach an den Kreissägetisch. Wir
teilen unsere Keime und unsere
Resignation. Was kommt, das
kommt.»
Kollege aus einem Handwerks -
betrieb

CORONA auf der Arbeit

Kirsten Schubert

Errichtung eines temporären Pavillons für das Gesundheitskollektiv
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CORONA auf der Arbeit

«Aber denen geht es nur um den
Fortgang der Produktion. Und am
besten ohne Mitbestimmung des
Betriebsrats. Wenn man die Ge-
sundheit voranstellen würde,
müsste die Produktion wahr-
scheinlich eingestellt werden.»
Kollegin aus einem Metallbetrieb

«Wir haben in den letzten Tagen
viel mit den KollegInnen disku-
tiert, viele sind total verängstigt,
wir arbeiten ja noch in großen
Mengen zusammen. Das Manage-
ment schweigt dazu, gibt so prak-
tische Tipps wie Hände waschen,
Abstand halten, die Regeln ein-
halten. Gearbeitet wird weiter.
Der Kunde muss doch sein Päck-
chen bekommen …»
A. G., Amazon, Bad Hersfeld

«Wir arbeiten halt weiter, es hilft
ja nichts, das Geld muss irgendwo
herkommen. Ansonsten klopfen
wir dumme Sprüche und versu-
chen, uns gegenseitig aufzubau-
en.»
Verkäuferin im Einzelhandel

«Für unsere Verhandlungskom-
mission war klar, dass sie keinen
Deal unterzeichnen würde, der
nicht mit den Standards in
Deutschland übereinstimmt. Und
soweit wir wussten, gaben alle
Airlines ihrem Flugpersonal um
die 80 Prozent Kurzarbeitergeld.
Daher war klar, dass es darunter
keine Einigung geben konnte.»
Flugbegleiterin Ryanair

«Wir arbeiten z. Z. beide von zu
Hause, sogenanntes mobiles Ar-
beiten. Das unterscheidet sich
vom Home-Office dadurch, dass
man beim echten Home-Office ei-
nen speziell vom Arbeitgeber ein-
gerichteten Arbeitsplatz hat. Das
haben wir nicht, d.h. wir müssen
gucken, wie wir den provisori-
schen Arbeitsplatz in unserer nor-
malen Wohnung unterbringen.»
Familie im Homeoffice, beide
 berufstätig, zwei Kinder

«Sich für andere die Gesundheit
oder das Leben kaputt zu machen,
das muss ja nicht sein. Ich muss da
auch aufpassen, weil ich als Lun-
genkranker selbst zur Risikogrup-
pe gehöre. Bei uns ist eine bezahl-
te Freistellung nicht drin. Und
wenn man nicht arbeitet, wird
man schnell wieder zum Jobcenter
gejagt.»
Sicherheitskraft vorm Krankenhaus,
Hessen

«Jeder Mitarbeiter ist so wichtig.
Ohne Chef können wir dagegen
weiterarbeiten. Man merkt es
nicht, wenn die Chefin im Urlaub
ist, da geht alles seinen Gang wei-
ter. Wir wissen, was wir zu tun
haben und wir machen das auch.»
B. L., Altenpflegerin

Krisenzeiten=
Burgfriedenszeiten?
Die Gewerkschaften haben wenig Grund, in den nächsten
Monaten stillzuhalten

Während aus anderen Ländern
von Streiks gegen die Maloche
unter Corona-Risiken zu lesen
war, wurde in Deutschland
nichts Vergleichbares bekannt.
Ohnehin bleibt die deutsche
Gewerkschaftspolitik durch die
Tariftaktung bestimmt. Seit
März war stillhalten angesagt.
Regiert in der kommenden
Wirtschaftskrise die Angst um
den Standort Deutschland?
Oder kommt der Aufstand der
«Systemrelevanten»? Für die
Gewerkschaften geht es auch
um ihre Glaubwürdigkeit. 

Essen, Dienen, Schlachten
Zum Jahreswechsel ist ein Verbot von
Werkverträgen in der Fleischindustrie
angekündigt. Damit wird eine Forde-
rung umgesetzt, die nicht zuletzt von
der Gewerkschaft NGG seit Jahren er-
hoben wird, um die Überausbeutung
osteuropäischer WanderarbeiterIn-
nen zu stoppen. In der schwer organi-
sierbaren Branche war die NGG nie in
der Lage, das aus eigener Kraft durch-
zusetzen. Es brauchte erst mehrere
COVID-19-Masseninfektionen, um
beim SPD-Arbeitsminister Gehör zu
finden. Die NGG will jetzt im Blick
behalten, ob die Ankündigung auch
verlustfrei durch den parlamentari-
schen Gesetzgebungsprozess geht.
Die jüngste Eskalation bei Tönnies
dürfte das erleichtern.

Nicht vom Weiterbetrieb, sondern
von Corona-Eindämmungsmaßnah-
men schwer getroffen ist das Hotel-
und Gaststättengewerbe. Mit seinen
kleinteiligen Betriebsstrukturen und
einem unterdurchschnittlichen
Lohnniveau weist es viele Unterneh-
men auf, bei denen eine drohende
Pleite keine leere Behauptung der Be-
sitzerInnen ist. Die Gewerkschaft
setzt auf Staatshilfen, fordert aber,
dass sie an ein Verbot von Stellenab-
bau gekoppelt sein sollen.

In der industriellen Ernährungs-
wirtschaft geht es offensiver zu. Die
Lebensmittelherstellung hat keine
Corona-Pause gesehen; pausiert
wurde aber in der Tarifrunde der Er-
nährungswirtschaft Ost. Mit ganztä-
gigen Streiks in mehreren sächsi-
schen Werken hat die NGG diese
Pause am 17. Juni, dem Jahrestag der
Arbeiterproteste in der DDR, been-
det und zu einer Kundgebung in
Dresden aufgerufen. Es geht um die
Flächentarife in Thüringen, Sachsen
und Sachsen-Anhalt. Die Gewerk-
schaft fordert die Anhebung der un-
tersten Lohngruppe auf 12 Euro pro
Stunde und (nach 30 Jahren) die An-
gleichung der Löhne ans Westniveau.

Bauen und Putzen
Homeoffice oder Pause gab es auf dem
Bau oder auch im Reinigungsgewerbe
zu keiner Zeit. Warum sollte also die
Tarifpolitik eine Pause einlegen?
Pünktlich zu Beginn der Tarifrunde,
und nach Monaten des Baubooms, er-
klärte der Arbeitgeberverband, dass
man ja nun mit Einbrüchen rechnen

müsse. Die IG Bau fordert unbeirrt
6,8 Prozent mehr Lohn und legt in
diesem Jahr den Schwerpunkt auf die
Forderung nach einem Wegegeld zur
Baustelle. Nun wird die Schlichtung
einberufen, bei Scheitern endet die
Friedenspflicht.

Die Gebäudereinigung ist an vor-
derster Front. Auch aus Krankenhäu-
sern wurden eklatante Verstöße ge-
gen Hygienebestimmungen gemel-
det. Beifall klatschen bezahlt weder
Einkauf noch Miete: Auch hier for-
dern die Beschäftigten 12 Euro Min-
destlohn. Daneben ist die Situation
der ErntehelferInnen eines der Haupt-
themen, ähnlich wie bei der NGG und
den osteuropäischen Wanderarbeite-
rInnen.

Erziehen und Erklären
Die weitreichenden Einschränkun-
gen des Schulbetriebs wurden gegen
Ende des Schuljahrs teilweise zurück-
genommen. Hauptsorge der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft
ist, dass der Gesundheitsschutz der
Beschäftigten unter die Räder
kommt, wenn es vorrangig um die
Notwendigkeit der Kinderbetreuung
geht. Außerdem sind viele Schulen
bekanntermaßen in einem schlech-
ten baulichen Zustand, das betrifft
auch die hygienischen Bedingungen.
Mit Blick auf die Gestaltung von
Lehr- und Lernprozessen zeigt die
Pandemie sich als großer Digitalisie-
rungsschub, in dem beeindruckende
Möglichkeiten auf infrastrukturelle
Mängel und die Begehrlichkeiten gro-
ßer Digitalkonzerne treffen, die
SchülerInnen und Lehrkräfte gern zu
Anhängseln der Algorithmen ma-
chen würden. 

Tarifpolitisch steht für die GEW
die Auseinandersetzung in den Kom-
munen an, d. h. auch: in den Kitas.
Wie bei fast allen Auseinanderset-
zungen mit den Kommunen muss ein
Tarifkonflikt in der öffentlichen Kin-
derbetreuung von vornherein poli-
tisch geführt werden, weil nicht mit
Produktionsausfällen gedroht wer-
den kann. Nach Wochen erzwunge-

ner Schließung ist das schwer. Ver-
gangene Tarifrunden haben aber ge-
zeigt, dass hier gewerkschaftliches
Wachstum im öffentlichen Dienst
möglich ist – ein Potenzial, das auch
Gegenstand der Konkurrenz von
Ver.di und GEW ist. Dem Verneh-
men nach gestaltet sich die Koopera-
tion zwischen den beiden im Kita-
Bereich alles andere als geschmeidig.

Fahren, Pflegen und
Verkaufen
Bei Ver.di arbeiten viele Mitglieder in
nun offiziell als systemrelevant ge-
kürten Berufen. Hier besteht zumin-
dest Potenzial für einen kämpferi-
schen Herbst. Erstmal jedoch war für
die Tarifrunde Nahverkehr Pause an-
gesagt. Ver.di hatte sich seit Jahren
darauf vorbereitet, dass die Tarifver-
träge mit den kommunalen Verkehrs-
betrieben zeitgleich auslaufen, und
die Zusammenarbeit mit Fridays for
Future gesucht. Linke Gruppen woll-
ten hier Klassen- und Klimafragen
verbinden. Nun könnte es auch hier
im September (also gleichzeitig mit
dem öffentlichen Dienst!) losgehen.
Am 1. September ist erster Verhand-
lungstag. Bis Oktober, November
könnte es zu Streiks kommen. Es geht
um Arbeitsbedingungen und Löhne,
aber auch grundsätzlich darum, kri-
senbedingte Einsparungen im öf-
fentlichen Bereich abzuwehren.

In der Pflege haben organisierte
Kerne von Anfang an Forderungen
gestellt und sich organisiert. Bundes-
weites Zugpferd ist erneut das Berli-
ner Bündnis, das mit der geschickten
Nutzung virtueller Formate für Ver.di
beispielgebend war. Für September
ist bundesweit ein deutliches Zeichen
aus den Krankenhäusern geplant:
Klatschen reicht nicht, es braucht
strukturelle Änderungen, die Fall-
pauschalen müssen weg. Hier gelingt
es also, die Krise für offensive Forde-
rungen zu nutzen. 

Anders im Handel. Der Fachbe-
reich scheint vor allem mit dem Ar-
beitsplatzabbau bei Karstadt und Ga-
leria Kaufhof beschäftigt. Der  filiali-

sierte Einzelhandel ist ohnehin
schwer zu organisieren. Wichtigste
Forderung wäre die Allgemeinver-
bindlichkeit der Tarifverträge. Ama-
zon hingegen hat die Gunst der Stun-
de genutzt und Päckchen in Rekord-
mengen verschickt. Nun ist der
nächste Standort von Corona betrof-
fen. 

Metall verarbeiten, Autos
bauen
Im Organisationsbereich der IG Me-
tall standen Tausende Arbeitsplätze
schon vor Corona auf der Kippe. Die
Wirtschaftskrise schlägt in diesem
Sektor längst zu. Die IG Metall war die
erste Gewerkschaft in Deutschland,
die gleich zu Beginn von Corona ver-
kündete, die Tarifverhandlungen in
der Metall- und Elektroindustrie bis
Jahresende auszusetzen. Dann wollte
sie vor allem eins: die Autoprämie.
Doch die kam nicht wie gewünscht.

Gleichzeitig zeigte die IG Metall als
erstes, wie trotz Corona gestreikt
wird. Die KollegInnen in Voith streik-
ten fast fünf Wochen lang für einen
Sozialtarifvertrag. Warnstreiks und
offene Auseinandersetzungen gab es
auch beim Automobilzulieferer
Wirthwein, beim Verpackungsher-
steller Müller und Bauer und beim
Einkaufswagenhersteller Wanzl. Bei
letzterem gibt es nun nach zwei Jah-
ren schließlich einen Tarifvertrag.

Prekäre Arbeitssituationen, vor allem
von Frauen und MigrantInnen, waren
in den letzten Wochen mehr Thema
als sonst. Die Demos von Black Lives
Matter waren vielleicht auch deshalb
so groß, weil die täglichen Ungerech-
tigkeiten in den letzten Monaten
noch deutlicher geworden sind.
Wenn Gewerkschaften nun wie in
der letzten Krise allzu schnell klein
beigeben, riskieren sie ihre Glaub-
würdigkeit. Denn wofür sind sie da?
Zur Verbesserung der Situation der
Lohnabhängigen auf Kosten der Rei-
chen.

Violetta Bock, Stefan Schoppengerd
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Körper zwischen Herrschaft
und Widerstand
Für eine emanzipative Gesundheitspraxis in Zeiten
der globalen Pandemie

Gesundheit ist zumeist erst
dann ein Thema, wenn sie akut
gefährdet ist. Die Corona-Pan-
demie stellt eine solche Gefähr-
dung dar und insofern verwun-
dert es nicht, dass COVID-19
das Themenfeld Gesundheit in
die Mitte des gesellschaftlichen
Diskurses gerückt hat. Der fol-
gende Text ist ein Versuch, die
Aktualität des Themas Gesund-
heit zu nutzen, indem er Pro-
bleme, aber auch Chancen
einer emanzipativen Gesund-
heitspraxis «von unten» auslo-
tet. Nicht zuletzt deshalb, weil
das Thema Gesundheit auch in
der Linken oftmals unter-
schätzt bleibt.  

«Ungleichheit tötet
Menschen in großem
Maßstab.» Nein, die-
ser Satz bezieht sich

nicht, wie man vielleicht denken
mag, auf die gegenwärtige globale
Corona-Krise. Er findet sich vielmehr
im 2008 vorgelegten Abschlussbe-
richt der WHO-Kommission zu den
sozialen Determinanten der Gesund-
heit.

Herrschaft als Gesundheits -
krise – schon lange vor Corona
Auch wenn dieser Bericht in der brei-
teren Öffentlichkeit bis zum heutigen
Tag kaum Beachtung gefunden hat,
so belegt sein Erscheinungsdatum,
dass das öffentliche Gerede, die Co-
rona-Pandemie gefährde alle glei-
chermaßen, schlicht Unsinn ist,
denn Gesundheitsrisiken sind bereits
in «normalen» Zeiten sozial ungleich
verteilt. Das ist zwar für jede Sozial-
epidemiologin ein alter Hut, aber ge-
rade für Einsteiger belegt der über 250
Seiten lange Bericht faktenreich eine
unbequeme und verleugnete Wahr-
heit: Herrschaft steigert die Gesund-
heitsrisiken der Beherrschten!

Um ein paar Aspekte zu benennen:

Ein geringeres Einkommen, belas-
tende Wohnverhältnisse, schlechtere
Qualität des Essens, entfremdete Ar-
beitszusammenhänge, körperlich
harte Arbeit, ausbleibende persönli-
che Entwicklungschancen, multifak-
torieller Stress, erschwerter Zugang
zum Gesundheitswesen, gesell-
schaftliche Stigmatisierung – diese
und einige andere Faktoren führen
dazu, dass bürgerliche Herrschafts-
verhältnisse sich überproportional in
der Erkrankung beherrschter Klassen
und Gruppen niederschlagen.

Nur zwei Beispiele: In einem ver-
gleichsweise wohlhabenden Land
wie Deutschland besteht ein Unter-
schied in der Lebenserwartung zwi-
schen den reichsten und ärmsten Be-
völkerungsgruppen von etwa zehn
Jahren. In den USA wiederum sinkt
die durchschnittliche Lebenserwar-
tung der Gesamtbevölkerung seit
2016. Hauptursache dieser Entwick-
lung ist der rasant ansteigende «Tod
aus Verzweiflung», also die Zunahme
von Opioidopfern, Alkoholismusto-
ten und Suiziden in den ärmsten US-
Schichten.

Wenn also die endgültige Ge-
schichte der Corona-Krise noch lange
nicht geschrieben ist: Wird es irgend-
jemanden überraschen, wenn die Ar-
men den größten Todeszoll gezahlt
haben sollten? Nein, es wäre viel-
mehr, sozialmedizinisch betrachtet,
nur folgerichtig.

Der Körper als unbestech li -
ches Herrschaftsgedächtnis
Die Beschäftigtenbefragung der Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (BAuA) findet alle vier
Jahre mit einem entsprechend der So-
zialstruktur der BRD zusammenge-
stellten Pool von etwas mehr als
20 000 Befragten statt.

Wirft man einen Blick auf die
2018er-Befragung, dann scheint es
um die deutsche Arbeitswelt vor der
Corona-Krise geradezu phantastisch
bestellt gewesen zu sein. 90,7 Prozent
der Befragten sind nämlich entweder
zufrieden oder sogar sehr zufrieden
mit ihrer Arbeit insgesamt, 92,4 Pro-
zent mit Art und Inhalt ihrer Tätig-

keit, 88,5 Prozent mit ihrer berufli-
chen Position, 88,4 Prozent mit den
Möglichkeiten ihre Fähigkeiten ein-
zubringen, 84,6 Prozent mit dem Be-
triebsklima, 82,9 Prozent mit ihrem
Vorgesetzten, 81,2 Prozent mit ihren
körperlichen Arbeitsbedingungen,
80,7 Prozent mit ihrer derzeitigen Ar-
beitszeit und immer noch 73,8 Pro-
zent sind (sehr) zufrieden mit dem
Einkommen.

Man könnte als kritischer Geist ver-
sucht sein, diese Resultate anzuzwei-
feln, den Machern der Studie sogar
Unredlichkeit unterstellen, wenn, ja
wenn in der gleichen Studie nicht
auch andere Ergebnisse zu finden wä-
ren.

Denn auf die Frage: «Sagen Sie mir
bitte, ob die folgenden gesundheitli-
chen Beschwerden bei Ihnen in den
letzten zwölf Monaten während der
Arbeit bzw. an Arbeitstagen aufgetre-
ten sind; uns interessieren die Be-
schwerden, die häufig vorkamen»,
kommt es zu folgenden Resultaten:

49,5 Prozent klagen über häufige
Schmerzen im Nacken- und Schul-
terbereich, 47,8 Prozent über allge-
meine Müdigkeit, Mattigkeit oder Er-
schöpfung, 46,2 Prozent über
Schmerzen im unteren Rücken sowie
Kreuzschmerzen, 35,5 Prozent über
körperliche Erschöpfung, 33,6 Pro-
zent über Kopfschmerzen, 29,5 Pro-
zent über nächtliche Schlafstörungen
und 25,9 Prozent klagen über häufige
emotionale Erschöpfung.

Diese tiefe Zerrissenheit zwischen
der subjektiven Wahrnehmung der
deutschen Arbeitswelt und den man-
nigfachen körperlichen Folgen der-
selben mag zunächst überraschen.
Aus sozialmedizinischer Sicht be-
trachtet, enthält dieser scheinbare
Widerspruch zwei wichtige Implika-
tionen für eine linke Gesundheits-
bzw. Biopolitik:
Erstens: Wenn der Körper wie bei der
Sozialepidemiologin Nancy Krieger
(2005) als psycho-physische Einheit
begriffen wird, dann hinterlassen alle
individuell-sozialen Praxen, ob man
will oder nicht, anhaltende Spuren in
ihm. Viel unbestechlicher als das Be-
wusstsein speichert der Körper die

diversen sozialen Erfahrungen des
Subjekts.
Zweitens: Wenn der Körper ein sozia-
les Herrschaftsgedächtnis darstellt,
dann ist es für Widerstandspraxen
notwendig, dass die Individuen ei-
nen sozial-reflexiven Zugang zu die-
sem persönlichen Erfahrungsreser-
voir finden. Gelingt dies nicht, dann
erscheint der Widerstand des Kör-
pers dem Betroffenen lediglich als
Krankheit mit natürlichen Ursachen.

Medizin als asymmetrisches
Machtverhältnis …
Werden Menschen in der bürgerli-
chen Gesellschaft krank, dann pas-
siert zweierlei mit ihnen. Erstens
wirft die Krankheit den Kranken auf
sich selber zurück, d.h. Krankheit
wird zunächst als ausschließlich indi-
viduelles Schicksal wahrgenommen.
Zweitens haben die erkrankten Indi-
viduen im besten Fall Zugang zu ei-
nem Gesundheitssystem, in dem
ausgebildete Fachkräfte vor dem Hin-
tergrund eines «objektiv»-naturwis-
senschaftlichen Wissenskanons eine
Diagnose stellen und eine Heilbe-
handlung verordnen.

Das ist uns dermaßen vertraut,
dass wir dabei gerne übersehen, dass
der übliche Gesundungsprozess in ei-
nem asymmetrischen Machtverhält-
nis erfolgt. Auf der einen Seite steht
ein bedrängtes Individuum, das viel-
leicht eine ungefähre Ahnung hat,
warum es krank geworden ist, und
das eine schnelle Linderung für sein
Leid sucht. Auf der anderen Seite ste-
hen gesellschaftlich anerkannte Ex-
pertInnen, die über einen naturwis-
senschaftlich-medizinischen Wis-
sensvorsprung verfügen und dem In-
dividuum erklären, warum es krank
geworden ist – aber auch, was es tun
muss, um gesund zu werden.

Auch wenn ich dieses Machtver-
hältnis hier womöglich überzeichne,
da z.B. viele Mediziner das betroffene
Individuum durch Gespräche mit
einbeziehen, ändert dies nichts an
dem wesentlichen Aspekt dieses Ver-
hältnisses: Den reflexiven Zugang
zum Körper des Individuums domi-
nieren die gesellschaftlich anerkann-

ten ExpertInnen, sie haben weit über-
wiegend das letzte Wort, Krankheit
scheint vor allem organische Ursa-
chen zu haben.

… und revolutionäre Utopie
Wie könnte nun ein anderes Modell
als das der Expertenmedizin ausse-
hen? Einfach gesprochen könnte Me-
dizin auch ein demokratischer Pro-
zess sein. Der würde neben anderem
beinhalten:
▶ die Ausbildung und den Einsatz
gesellschaftswissenschaftlich ge-
schulter und demokratisch orientier-
ter ÄrztInnen und Care-Worker;
▶ den kollektiven Austausch von
Kranken untereinander;
▶ die Integration der Wahrnehmung
des Kranken in den Anamnese- und
Gesundungsprozess;
▶ eine konsequente Präventionspo-
litik, die soziale Konflikte nicht
scheut;
▶ genügend Zeit für die Kranken, um
den Gesundungsprozess in Ruhe
vollziehen zu können;
▶ ermutigende Perspektiven für das
Individuum nach dem Gesundungs-
prozess, die sicherstellen, dass es
nicht wieder in krankmachende Ver-
hältnisse zurückkehren muss.

Manche dieser Punkte finden heute
schon in der medizinischen Praxis zu-
mindest ansatzweise Beachtung. Zu-
sammengenommen jedoch machen
sie deutlich, dass Medizin als demo-
kratischer Prozess eine revolutionäre
Utopie ist.

Insofern wundert es kaum, dass die
WHO-Kommission zu den sozialen
Determinanten der Gesundheit ih-
ren Bericht mit dem vielsagenden
Hinweis versah: «Es war jenseits des
Auftrags und der Kompetenz der
Kommission, eine neue internationa-
le ökonomische Ordnung zu entwer-
fen, die eine Balance findet zwischen
den Bedürfnissen der gesamten
Weltbevölkerung nach sozialer und
ökonomischer Entwicklung, gesund-
heitlicher Gerechtigkeit und der
Dringlichkeit, auf den Klimawandel
zu reagieren.»

Fortsetzung nächste Seite



Damit die revolutionäre Utopie einer
Medizin als demokratischem Prozess
eine Chance auf Verwirklichung hat,
muss dem Themenfeld Gesundheit
auch in der Linken deutlich mehr
Aufmerksamkeit gewidmet werden.

Bislang war es zumeist so: Selbst-
verständlich stimmt jeder integre
Linke sofort zu, wenn es um die Frage
geht, ob Gesundheit für jeden eine
wichtige Zielsetzung  ist, ob ein kos-
tenloses und gut finanziertes Ge-
sundheitswesen erstrebenswert ist,
zu dem angemessen bezahlte ÄrztIn-
nen und PflegerInnen mit geregelten
Arbeitszeiten gehören. Doch so
selbstverständlich diese Forderun-
gen scheinen, so sehr stellen sie häufig
genug eine Pflichtübung dar.

Wann hat die Linke einmal ein ge-
sundheitliches Thema aufgegriffen,
um damit eine breite gesellschaftli-
che Bewegung zu initiieren? Wo sind
Gewerkschaften zu finden, für die
Gesundheit ein mindestens ebenso
wichtiges Themenfeld wie Lohn und
Arbeitszeit ist?

Man muss allerdings hinzufügen:
Es ist keineswegs ausschließlich die
Schuld der Linken, dass sie Gesund-
heit als Mobilisierungsfeld eher stief-
mütterlich behandelt, die Sache ist
vertrackter. Eine linke Gesundheits-
praxis ist auch deshalb schwer zu
etablieren, weil Krankheit und Leid
keine einfach zu politisierenden Phä-
nomene sind.

Wenn wir am Beispiel der Beschäf-
tigtenbefragung der Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedi-
zin (BAuA) sehen konnten, dass die
Individuen nur schwer einen sozial-
reflexiven Zugang zum persönlichen
Erfahrungsreservoir ihres Körpers
finden, dann hat dies neben dem na-
turwissenschaftlichen Blick der Nor-
malmedizin eine ganze Reihe weite-
rer Gründe.

Die eigene Gesundheit ist bei-
spielsweise ein heikles Gesprächs-
thema, da die Kenntnis entsprechen-
der Probleme den Arbeitgeber auf die
Idee bringen könnte, die eigene Ent-
lassung zu forcieren. Die Anerken-
nung der Grenzen der eigenen Leis-
tungsfähigkeit kann zudem psy-
chische Konsequenzen für das Indivi-
duum nach sich ziehen, denn schließ-
lich kann es mit diesem Eingeständ-
nis auch zu einer destabilisierenden
Ich-Kränkung kommen.

Schließlich ist die neoliberale Ge-
sellschaft durchzogen von ideologi-
schen Gesundheitsnarrativen, die
den Erhalt der Leistungsfähigkeit zur
Aufgabe eines jeden Individuums er-
klären und den Schluss nahelegen,
dass Erkrankungen auf ein charakter-
liches Versagen des Individuums
schließen lassen, insofern dieses mit
der Krankheit seiner Selbstverant-
wortung ja nicht nachgekommen ist.

Man könnte jetzt einwerfen, dass
die Corona-Krise und die sich am Ho-
rizont abzeichnenden, anderen so-
zioökologischen Krisen diese blinden
Flecken beim Thema Gesundheit ver-
ändern werden. Doch selbst wenn
dies wahrscheinlich ist, so kann die
Linke nicht einfach abwarten.

Einerseits ist das Zerstörungspo-
tential dieser Krisen schwer abzuse-
hen, die nächste Pandemie könnte et-
wa wie das Ebola-Virus deutlich töd-
licher und aggressiver verlaufen als
COVID-19. Andererseits sollte die
Linke lieber früher als später Erfah-
rungswerte in Sachen Gesundheits-
und Körperpolitik aufbauen, denn
die Pflichtübung auf dem Themen-
feld Gesundheit hat Spuren hinter-
lassen, es gibt also einen gewissen
Aufholbedarf.

Jede linke Gesundheits- und Körper-
politik steht nach dem bisher Umris-
senen vor folgendem Dilemma: Auf
der einen Seite ist ihr bewusst, dass

die sozialen Herrschaftsverhältnisse
ihren prägendsten Ausdruck im Kör-
per der Individuen hinterlassen. Auf
der anderen Seite werden die meisten
Individuen ihre Leiden kleinreden
und eine ganze Reihe von Erklärun-
gen und Rechtfertigungen anführen,
die zu den oben genannten Befunden
führen – dass es ihnen trotz allem gut
geht, dass sie ihre Arbeit mögen, dass
die Krankheit organische, genetische,
medizinische Ursachen haben müsse
etc.

Den Körper zum Sprechen
bringen
Wie also macht man etwas zum lin-
ken Thema, was Individuen in «nor-
malen» gesellschaftlichen Zeiten
nicht zum Thema machen wollen?
Wie kann man den Körper zum Spre-
chen bringen, wenn er ideologisch
zugedeckt ist?

Ein erstes Beispiel findet sich im
sog. Körper-Mapping, das beispiels-
weise in der Gewerkschaftsarbeit und
im Community Organizing einge-
setzt wird. Anhand einer großen dop-
pelten Zeichnung der Körpervorder-
und der Körperrückseite wird eine
Gruppe von Menschen (z.B. Beschäf-
tigte, Geflüchtete, BewohnerInnen
eines bestimmten Viertels), die zu-
sammen leben oder arbeiten, gebe-
ten, mit Punkten jene Stellen des Kör-
pers zu markieren, an denen sie
Schmerzen haben.

Zudem gibt es die Möglichkeit,
psychosoziale Probleme durch Punk-
te in einer Wolke über den beiden
Körpersilhouetten zu kennzeichnen.
Wenn die TeilnehmerInnen fertig
sind, fragt man sie zunächst, ob die
gemeinsame Bepunktung auf den
Körperzeichnungen irgendeine Auf-
fälligkeit hat und was diese Auffällig-
keit ihrer Ansicht nach bedeuten
könnte. Dann bittet man in einer
zweiten Runde jeden Anwesenden,
seine Punktsetzungen zu erläutern
und gerne auch mögliche Ursachen
der eigenen Gesundheitsprobleme zu
diskutieren.

Ohne Zweifel braucht es hierbei ein
gewisses Vertrauen in der Runde der
Anwesenden, aber das Ergebnis ist er-
staunlich. Die Anwesenden merken
mit Blick auf die Körperkarten meist
schnell, dass sie mit «ihren» Krank-
heitszonen keineswegs alleine ste-
hen. Diese Erkenntnis sorgt ver-
ständlicherweise oft für Zorn, macht
aber auch die Bedeutung der sie um-
gebenden sozialen Verhältnisse für
ihre Krankheit deutlich.

Außerdem kommt es in der Folge
oft zu sehr intensiven, persönlich-
politischen Gesprächen, die bei vie-
len einzelnen Anwesenden lange
nachhallen, die aber auch den Grup-
penzusammenhalt stärken, also den
Ausgangspunkt für kollektiven Wi-
derstand  bilden können.

Zeigt das Körper-Mapping ein-
drucksvoll, wie man Individuen ei-
nen Zugang zu ihrem Körper ver-
schaffen kann, ohne suggestiv zu
agieren, dann zeigt das Beispiel der
italienischen Arbeitermedizin, wie
man das Themenfeld Gesundheit zur
Massenmobilisierung nutzen kann.

Ausgangspunkt waren dabei die
unbarmherzigen Arbeitsverhältnisse
der Wirtschaftswunderzeit nach
1945. Während jedoch die Forderung
nach Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz einem in Deutschland schnell
den Vorwurf einbringen konnte, ein
«Industriefeind» oder «Arbeitsplatz-
vernichter» zu sein, führten ähnlich
schlechte Arbeitsverhältnisse in Ita-
lien in den 60er Jahren zu einer «Kul-
turrevolution im Problemfeld Fabrik
und Gesundheit» (Wintersberger,
Arbeitermedizin in Italien, 1988).

Ausgangspunkt dieser Entwick-
lung war die Umfrage einer Arbeits-
gruppe für soziale Sicherheit der Ita-
lienischen Kommunistischen Partei
(PCI) unter der Leitung des Sozialme-
diziners Giovanni Berlinguer. Die Be-
sonderheit dieser Befragung, die in
225 Betrieben durch die Betriebs-
gruppen der PCI durchgeführt wur-
de, bestand darin, dass die Fragebö-
gen nicht individuell ausgefüllt wur-
den, sondern kollektiv, d. h. die Be-
schäftigten mussten als Arbeitsplatz-
gruppen ein gemeinsames Bild ihrer
Arbeitsbedingungen zeichnen.

Dieser geschickte Anstoß von au-
ßen führte nicht nur zu intensiven
Debatten zwischen den ArbeiterIn-
nen, er förderte neben den schlechten
Arbeitsbedingungen auch  eine große
Unzufriedenheit zutage, die, wie ein
PCI-Funktionär feststellte, «wir bis
jetzt nicht in politisches Bewusstsein
umzusetzen imstande waren».

Um dieses Defizit zu beheben, ent-
schloss sich die PCI zu zwei Schrit-
ten: Zum einen ging sie ein gesund-
heitspolitisches Bündnis mit den
christlichen und sozialistischen Ge-
werkschaften ein, um dem Themen-

feld «Gesunde Arbeit» eine breite ge-
sellschaftliche Akzeptanz zu sichern.

Zum zweiten machte dieses Ge-
werkschaftsbündnis einen erstaunli-
chen Schritt: Es verzichtete auf seine
Stellvertreterfunktion, um stattdes-
sen die ArbeiterInnen selber in den
Mittelpunkt des betrieblichen Ge-
sundheitsschutzes zu stellen. Dabei
spielte nicht nur die strategische
Überlegung eine Rolle, dass jede
Kampagne eine Basisverankerung
braucht, wenn sie lebendig sein will.
Wichtiger noch war die sozialmedi-
zinische Erkenntnis, dass ein wirksa-
mer Gesundheitsschutz nur durch
den kontinuierlichen Einbezug der
Beschäftigten als ExpertInnen des all-
täglichen Arbeitsprozesses sicherge-
stellt werden kann.

Das Ergebnis dieser Bewegung wa-
ren in der Folgezeit nicht nur Geset-
zesinitiativen und eine ganze Reihe
tarifvertraglicher Regelungen. Weit-
aus bemerkenswerter war eine tief-
greifende Verhaltensänderung der
ArbeiterInnen selbst, die Winters-
berger wie folgt charakterisiert:
«‹Homogene Arbeitergruppen›, die
nicht durch subjektive Willenserklä-
rung, sondern aufgrund der tayloris-
tischen Arbeitsorganisation in den
Industriebetrieben der 60er Jahre
entstanden waren, nehmen die Ver-
teidigung der Gesundheit am Ar-
beitsplatz selbst in die Hand. Sie wei-
gern sich, diese wichtige Frage – wie
in der Vergangenheit – an Unterneh-
mer, staatliche Organe, Betriebsärzte
oder auch Gewerkschaften zu dele-
gieren. Sie bestehen darauf, dass die
subjektive Bewertung der Arbeits-
umwelt durch die Gruppe mindes-
tens ebenso aussagekräftig ist wie tra-
ditionelles Expertenwissen.»

Mit diesen beiden Beispielen sollte
deutlich geworden sein, dass es inte-
ressante Herangehensweisen gibt,
um Individuen trotz verschiedener
gesellschaftlicher Blockaden den Zu-
gang zu ihrem Körper zu erleichtern
und damit linke Widerstandspraxen
«von unten» zu initiieren. Zwar han-
delt es sich keineswegs um Patentre-
zepte, die man schematisch anwen-
den kann. Aber im Zeitalter eines so-
zioökologischen Krisenkapitalismus
sind dies wertvolle Anknüpfungs-
punkte – nicht zuletzt auch deshalb,
weil der reflexive Zugang zum eige-
nen Leid über kurz oder lang auch eine
Sensibilisierung und Politisierung
des Umweltbewusstseins nach sich
zieht.                                               Slave Cubela

Der Autor schreibt seit 2002 für den express
und ist «nebenbei» bei einer großen deut-
schen Gewerkschaft beschäftigt. 

7Beilage SoZ / express · Juli 2020

Die Linke und das Thema Gesundheit:
Häufig genug eine Pflichtübung
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Die Corona-Krise geht vorbei.
Irgendwann ist ein Impfstoff
gefunden – bis das nächste
Virus kommt. Dennoch wurden,
um viele tausend Tote zu ver-
hindern, Grundrechte massiv
eingeschränkt und finanzielle
Mittel im kaum erwarteten Aus-
maß locker gemacht. 

G egen die Erhitzung des Kli-
mas gibt es keinen Impf-
stoff – und sie ist weitaus
gefährlicher als COVID-

19:  Derzeit steuern wir auf eine Er-
wärmung von mindestens 3 Grad in
diesem Jahrhundert zu. Dann wird
das Eis der Antarktis geschmolzen,
die Küstenstädte werden von der
Weltkarte verschwunden sein. 5
Grad bedeuten ein Ende der Zivilisa-
tion, bei 8 Grad wird kein menschli-
ches Leben mehr möglich sein. 

Im Vergleich zu Corona passiert
wenig bis gar nichts, um solche Sze-
narien abzuwenden – im Gegenteil:
Der Amazonas brennt immer noch,
RWE fördert und verbrennt weiter
Braunkohle, Uniper ging sogar erst
vor wenigen Tagen mit dem neuen
Steinkohlekraftwerk Datteln IV ans
Netz, und die Autoindustrie verkauft
weiter ihre fossilen Vehikel. Der grü-
ne Ministerpräsident Kretschmann
und die IG Metall fordern sogar, ihren
Absatz mit einer staatlichen Ab-
wrackprämie zu steigern.  

«Saufgelage, aber bitte mit Mund-
schutz», hätte das Motto gelautet, wä-
re diese Krisenlogik auf Corona ange-
wendet worden. Alkoholbeschwing-
te Ballermänner, unfähig, irgendei-
nen Mindestabstand einzuhalten,
hätten dann das Virus weiter verbrei-
tet – so wie gierige Konzernvorstände
diese Welt verbrennen, ob nun mit
oder ohne ökologisches Lippenbe-
kenntnis.

Aber das Virus hat die Eliten der
westlichen Welt unmittelbar bedroht–
deshalb das konsequente Handeln,
das sogar eine Rezession der Wirt-
schaft in Kauf nahm. 

Zeitrahmen und Ausmaß der exis-
tenziellen Bedrohung sind die größ-
ten Unterschiede zwischen Klimaer-
hitzung und Coronavirus. Aber es
gibt auch Gemeinsamkeiten: Beide

Krisen haben sowohl einen Klassen-
als auch einen Generationenaspekt. 

Die Klassenfrage
Homeoffice im eigenen Haus mit
Garten ist erträglicher als eine Kon-
taktsperre in der Mietwohnung mit
kleinen Kindern. Noch schlimmer
steht es um diejenigen, die im Le-
bensmitteleinzelhandel, in Pflege-
einrichtungen, bei Amazon, anderen
Paketlieferdiensten und in der
Fleischindustrie unter widrigen Ar-
beitsbedingungen ihre Gesundheit
aufs Spiel setzen. Ganz zu schweigen
von den Geflüchteten, die bei Qua-
rantänemaßnahmen in ihren Lagern
eingesperrt werden. 

Bei der Klimaerhitzung hat die
Klassenfrage vor allem eine interna-
tionale Dimension, denn sie wirkt
sich regional sehr unterschiedlich
aus: In den gemäßigten Klimazonen,
in denen die wohlhabenderen Natio-
nen angesiedelt sind, sind die Aus-
wirkungen noch größtenteils erträg-
lich. In den Slums des Südens, oft ge-
legen an erosionsgefährdeten Hän-
gen oder an verseuchten Flüssen,
wird jedes Unwetter und jede Über-
schwemmung schon heute zur Exis-
tenzbedrohung. Die Ungerechtigkeit
der Klimaerhitzung könnte nicht
frappierender sein: Wo die wenigs-
ten Treibhausgase ausgestoßen wur-
den, dort machen sich die Folgen der
Klimaerhitzung besonders drastisch
bemerkbar. Im globalen Süden, vor al-
lem in Asien und Afrika, lebt noch
knapp die Hälfte der Bevölkerung
von der Landwirtschaft bzw. vom Ja-
gen, Fischen und Sammeln. Von Wet-
terextremen sind sie weit mehr be-
troffen als Industrie- und Dienstleis-
tungsgesellschaften. 

Die Generationenfrage
Das Bild vom Hass der Jungen auf die
Alten, das willfährige Medien und ei-
nige Rechtsradikale zur Jahreswende
zeichnen wollten, als ein Kinderchor
das Lied «Meine Oma ist ’ne alte Um-
weltsau» intonierte, hat sich während
der Corona-Krise ins Gegenteil ge-
wandelt: Aus Rücksicht auf die ältere,
durch COVID-19 besonders gefähr-
dete Generation hat Fridays for Futu-
re seinen globalen Klimastreiktag ins

Virtuelle verlegt und dazu aufgeru-
fen, sich an Nachbarschaftsinitiati-
ven zu beteiligen, die Hilfe für ältere
und kranke Mitmenschen organisie-
ren. So viel Empathie würde man sich
manchmal von dem nicht kleinen Teil
der wohlhabenden Rentnergenerati-
on wünschen, der mit Kreuzfahrten
und Fernreisen sein Desinteresse an
der Welt unterstreicht, die sie den
nachfolgenden Generationen hinter-
lassen wird. 

«Verbotsgesellschaft», «Umerzie-
hungskultur» und «Ökodiktatur»
lauten die Vorwürfe, die Gegner der
Klimagerechtigkeitsbewegung hin -
aus posaunen, wenn ihnen die Argu-
mente ausgehen. Diese «Täter-Opfer-
Umkehr» dürfte allerdings nach der
Corona-Krise kaum noch verfangen.
Es wird sich dann wohl der Lächer-
lichkeit preisgeben, wer ein Fahrver-
bot in Innenstädten oder Tempo 130
auf Autobahnen dann noch als funda-
mentalen Eingriff in die Freiheits-
rechte bezeichnet. 

Dennoch werden die tiefgreifen-
den kollektiven Erfahrungen der Ver-
letzbarkeit nicht automatisch zu den
bitter notwendigen politischen Ver-
änderungen der globalen Weltord-
nung führen. Die Marktwirtschaft
hat zwar angesichts einer Krise mal
wieder offensichtlich versagt. Aber
geht es nach dem Willen der meisten
Banken, Konzerne und Regierungs-
politiker, soll der fossile Kapitalismus
mit Milliardensubventionen wieder-
hergestellt werden. Um ihm das
Wasser abzugraben, müssten nicht
nur diese Subventionen gestoppt,
auch internationale Verträge wie der
1998 in Kraft getretene Energiechar-
ta-Vertrag müssten aufgekündigt
werden. Der Vertrag verpflichtet 53
Staaten, Energiekonzernen Entschä-
digungen zu zahlen, wenn sie fossile
oder nukleare Energiequellen tro-
ckenlegen – so geschehen etwa beim
Atomausstieg in Deutschland, dem
Moratorium für Offshore-Bohrun-
gen in Italien oder der Schließung von
Kohlekraftwerken in den Niederlan-
den. 

Radikalisierung
Von der Bundesregierung ist kaum et-
was zu erwarten – sie wird versuchen,
die Kosten der Corona-Krise auf die

Allgemeinheit umzuwälzen und das
mit ein paar Almosen zu kaschieren.
Ihre Lobgesänge auf Pflegekräfte,
Kassiererinnen und die vorbildliche
Bevölkerung werden sich nicht in ih-
rem Handeln widerspiegeln – eine Er-
fahrung, die auch die Klimagerech-
tigkeitsbewegung machen musste.
Für sie war das Klimapaket vom ver-
gangenen September ein «Schlag ins
Gesicht», wie es Kira Geadha von Fri-
days for Future formulierte. Das habe
zu einer Radikalisierung geführt.
«Wenn ich in die Zukunft blicke,
dann sehe ich häufige Pandemien,
Wirtschaftskrisen und Ignoranz ge-
genüber dem Schicksal von Flüchten-
den», sagte sie in einem Interview mit
der SoZ. «Die Frage, wen man auf der
Intensivstation behandelt, stellt sich
auf globaler Ebene. Das gilt für Pande-
mien wie für die Klimakrise.»

Der dritte Dürresommer in Folge
wird auch hierzulande die Klimapoli-
tik wieder auf die politische Tages-
ordnung setzen. Dem Saufgelage
wird dann erneut der Kater folgen.
Die Rezepte für den Entzug liegen auf
dem Tisch: Degrowth, Ökosozialis-
mus und Ernährungssouveränität.

Gerhard Klas

Der Autor ist Hörfunkfeature- und
 Sachbuchautor.

Corona, Klima, Krisenlogik 

Saufgelage mit Mundschutz
«Musk»elspiele
in Brandenburg
Gigafactory für
Tesla-Autos
Kennen Sie das Theaterstück
von Dürrenmatt Der Besuch der
alten Dame? Die Pläne des ame-
rikanischen Milliardärs Elon
Musk erinnern irgendwie daran
– warum wohl?

Wie kann man gegen Tausende
von Arbeitsplätzen sein, wenn sie
doch im strukturschwachen Bran-
denburg entstehen sollen?
Wie kann man gegen Elektroautos
sein, wenn sie doch den Verkehr
der Zukunft bilden sollen?
Wie kann man gegen das 400-
Millionen-Investitionsprojekt des
amerikanischen Milliardärs sein,
der bei und in Berlin «endlich» in
Europa produzieren will?

Ich bin dagegen:
▶ weil 150 Hektar Wald schon
gero det werden, obwohl die end-
gültige Baugenehmigung noch
aussteht,
▶ weil Tesla Autos für die oberen
hunderttausend baut – schnell,
teuer, stromfressend, platzver-
brauchend,
▶ weil die Versprechungen der E-
Mobilität in bezug auf den Um-
weltschutz nicht eingehalten wer-
den, 
▶ weil die Fabrik mit dem Wasser-
haushalt in dem wasserarmen
Brandenburg verschwenderisch
umgehen wird,
▶ weil der Bedarf an Lithium nur
unter skandalösen Förderbedin-
gungen in Südamerika möglich ist,
▶ weil es unbedingt nötig ist, jetzt
von der Individualmobilität mit
Privat-Pkw runterzukommen zu-
gunsten des öffentlichen Verkehrs,
▶ weil Investitionen des Elon
Musk stets zur Bereicherung von
sich und anderen Milliardären die-
nen – siehe jetzt auch die «private»
Raumfahrt auf Kosten der Steuer-
zahler in den USA.

Tesla Modell 3 ist ein Auto, das
mindestens um 1800 Kilogramm
wiegt. Das 350–450 Kilometer mit
einer Akkuladung fahren können
soll. Das 230 km/h schnell ist. Und
das 45 000–60 000 Euro kostet.

Elon Musk weiß, warum er in die
Nähe von Berlin geht:
▶ Autobahn- und Eisenbahnan-
schlüsse und der neue Flughafen
in unmittelbarer Nähe.
▶ Günstige und geschulte (und
von der IG Metall unterstützte)
Arbeitnehmer vor Ort.
▶ Europäische Absatzmärkte vor
der Tür.
▶ Ein Andreas Scheuer als Ver-
kehrsminister, der sich gegen
Tempolimits auf die Straße wirft.
▶ Ein Land der Autofahrerlobby,
die alles tut, um Umwelt- und Ver-
kehrswendeabsichten entgegen-
zutreten.
▶ Ein Land, das die Kaufprämie für
E-Autos gerade auf 6000 Euro auf-
gestockt hat – als «Konjunkturhil-
fe». Dafür wird das Basismodell
ganz bestimmt netto unter 40 000
Euro gedrückt werden können.

Eine Bahnstrecke soll näher an das
geplante Werk verlegt werden, ob-
wohl man damit rechnet, dass die
überwiegende Zahl der Beschäf-
tigten mit dem Auto kommt. Eine
Anbindung an die Autobahn für
die Just-in-time-Lastwagenliefe-
rungen. Gut für den Milliardär.
Schlecht für Umwelt und Verkehr.

Dürrenmatts Besuch der alten Da-
me entzweit eine Stadt – der «Be-
such» von Musk entzweit unser
Land erneut. Die Reaktion der IG
Metall auf das Konjunkturpaket
der Regierung gibt eine Ahnung
davon.                                            Rolf Euler

Alle Dörfer bleiben ! Klimabewegung im Lockdown
Die vom Tagebau bedrohten Garzweiler-Dörfer
– aus dem Fokus der Öffentlichkeit verschwun-
den. Das Klimacamp im Rheinland – abgesagt.
Die Massenblockade von Ende Gelände – auf
irgendwann im September verschoben. Oder
doch nicht?

Keyenberg, im Frühjahr 2020.
Zwischen den bedrohlich nahen Braunkohlebag-
gern und dem Dorfeingang stehen einige Dutzend
DemonstrantInnen in gelben T-Shirts. Von der an-
grenzenden Weide, die in wenigen Jahren, wie das
ganze Dorf, dem Tagebau Garzweiler weichen soll,
sehen einige Kühe wiederkäuend zu. Die Polizei,
noch aufgeschreckt von einer Hausbesetzung am
Vorabend, ist mit einer ganzen Hundertschaft im
Gebiet unterwegs.

Nirgendwo lassen sich die Auswirkungen der
Corona-Krise auf die rheinische Klimabewegung
besser erfassen als hier: 2019 demonstrierten hier
monatlich hunderte, oft tausende Menschen für
den Erhalt der Dörfer. Heute stehen 50 Menschen
mit 3 Meter Abstand auf einem Fahrradweg, wäh-
rend Autos an ihnen vorbeirauschen.

Nichtsdestotrotz versucht die rheinische Klimabe-
wegung den Funken, den in den letzten Jahren
zehntausende DemonstrantInnen am und im Ham-
bacher Wald entfacht haben, am Leben zu erhalten.
In allen Ecken des Rheinlands werden nach Mona-
ten des Lockdown Aktivitäten gestartet. Am Pfingst-
montag war Keyenberg einmal mehr voller Leben:
Mit Sicherheitsabstand lassen mehr als 50 Musike-
rInnen Beethovens Symphonien im Vinzen-Hof er-
schallen – eine der coronakompatiblen Aktionen,
die die Bürgerinitiative «Alle Dörfer Bleiben» nun im
Monatstakt ausrichtet.

Eva Töller und Michael Zobel, die seit Jahren mit
ihren berühmt gewordenen Spaziergängen Tausen-
de Menschen durch den Hambacher Wald und
durch bedrohte Dörfer geführt haben, setzen ihre
Veranstaltungen nun fort. In kleinen Gruppen streif-
ten Mitte Juni wieder BesucherInnen durch den
Wald. Für den 7./8. August ruft die Gruppe «Zucker
im Tank» zu einem Aktionstag auf. Da durch die Pan-
demie Massenblockaden nicht möglich sind, soll
durch Aktionen von kleineren Gruppen klimaschäd-
liche Industrie gestoppt und das Thema Klimage-
rechtigkeit in die Öffentlichkeit gebracht werden.

Denn obwohl sie neben COVID-19 in den Hinter-
grund gerückt ist, bleibt die Klimakrise eine der
größten Bedrohungen unserer Zeit. Die vergange-
nen fünf Jahre waren die heißesten Jahre seit Be-
ginn der Wetteraufzeichnungen. Die allermeisten
WissenschaftlerInnen sind sich einig: Es bleibt kaum
noch Zeit, bis die globale Erwärmung unkontrollier-
bar wird.

Als in Keyenberg die DorfbewohnerInnen ihre
Transparente einpacken, bleiben viele gelbe, aus
Holz gezimmerte X an den Bäumen zurück – und
ein Versprechen: Wenn die Bagger die Landstraße
für Keyenberg überschreiten, wird es große De-
monstrationen und Blockaden geben. Die rheini-
sche Klimabewegung, das wurde an diesem Früh-
lingstag in Keyenberg deutlich, wird den Kampf für
eine klimagerechte Zukunft weiter führen – mit
dem gesellschaftlichen Rückhalt, den sie sich in den
letzten Jahren erarbeitet hat.

Martin Schwarz

Der Autor lebte zwei Jahre im Hambacher Wald und ist
 seitdem im Widerstand gegen die Kohle im Rheinland aktiv
(alle-doerfer-bleiben.de; www.zuckerimtank.net).
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Die Corona-Krise hat auf beun-
ruhigende Weise etwas
geschafft, woran sich viele
Organisationen die Zähne aus-
gebissen haben: Sie hat soziale
und ökologische Verheerungen
sichtbar gemacht, die lange
bekannt waren, aber ignoriert
wurden.

Dazu gehören neben dem
kaputtgesparten öffent-
lichen Gesundheitssys-
tem und den unterbe-
zahlten, neuerdings als

«systemrelevant» erkannten Berufen
auch die Sklavenarbeit, die migranti-
sche Arbeiterinnen und Arbeiter auf
deutschen Gemüsefeldern und in den
Schlachtbetrieben verrichten. Auch
der Zusammenhang zwischen der zu-
nehmenden Zerstörung von Ökosys-
temen und dem Ausbruch von Pande-
mien ist zwar bestens erforscht. Doch
erst die Viruspandemie hat ihn  pro-
minent gemacht.

Anfang April hatte die Bundesum-
weltminsterin Svenja Schulze eine
Pressekonferenz mit der Virologin
Sandra Junglen von der Charité und
Josef Settele, Biologe am Helmholtz-
zentrum für Umweltforschung, ein-
berufen. Titel: «Bekämpfung von Seu-
chenursachen – welche Rolle spielt die
Natur?» Darin wurde dargelegt:

Mehr als zwei Drittel der Erreger,
die Epidemien wie Ebola, Zika oder
die Vogelgrippe auslösen, stammen
ursprünglich von Wildtieren, die in
tropischen Regionen heimisch sind.
Werden diese Lebensräume zerstört,
«führt das zu einem Verlust der Arten-
vielfalt und verändert die Zusammen-
setzung der Säugetierpopulationen.
Weniger Artenvielfalt bedeutet mehr
Tiere einer Art. Wenn mehr Tiere ei-
ner Art in demselben Lebensraum
vorkommen, können sich Infektions-
krankheiten zwischen den Tieren ei-
ner Art besser verbreiten», beschrieb
Sandra Junglen die Situation. Sie er-
forscht Viren, die noch keinen Kon-
takt zu Menschen hatten. Die verblie-
benen Tiere verlagern außerdem ihre
Lebensräume und nähern sich denen
der Menschen an.

Die Vernichtung der Wälder
Verantwortlich für den Verlust der
Biodiversität ist vor allem die dramati-
sche Zerstörung der Wälder: Jedes
Jahr wird weltweit Wald der Größe
von Großbritannien und Nordirland
vernichtet. Seit der Faschist Jair Bolso-
naro an der Macht ist, wurde in Brasi-
lien so brutal abgeholzt, dass der Ama-
zonas-Regenwald vor dem Kollaps
steht. Diese Wälder wurden und wer-
den für die industrielle Landwirt-
schaft beseitigt – für gigantische Mo-
nokulturen von gentechnisch verän-
dertem Soja und Mais, von Palmöl und
Zuckerrohr für den Export.

Vorangetrieben wird deren Anbau
von multinationalen Agrar- und Le-
bensmittelkonzernen, von Spekulan-
ten und Finanzinvestoren. Nicht nur
der Handel mit schwindenden Flä-
chen von Agrarland ist für letztere lu-
krativ, sondern auch der Anbau von
solchen Flexcrops, die, je nach Bör-
senpreis, entweder der Lebensmittel-,
Futter- oder der Biosprit-Produktion
zugeführt werden können. So wird
die landwirtschaftliche Produktion
von der Lebensgrundlage zunehmend
zum Finanzprodukt.

Im Schatten der Corona-Krise hat
die Waldvernichtung sogar noch zu-
genommen. Laut einer aktuellen Un-
tersuchung der Naturschutzorganisa-
tion WWF in 18 Ländern sei diese im
Vergleich zu den Vorjahren um 150
Prozent gestiegen. Allein im März ver-
schwanden Tropenwälder der sieben-
fachen Größe Berlins, vor allem in In-
donesien, in der Republik Kongo und
in Brasilien.

Farmen züchten Grippe

Der britische Biologe Rob Wallace,
schreibt in seinem Bucs Big farms
 make big flu, dass auch die intensive
Tiermast für die wachsende Fleisch-
produktion dafür sorgt, dass sich Er-
reger auf Nutztiere und Menschen
übertragen und ausbreiten können:

«Durch Züchtung genetischer Mo-
nokulturen von Nutztieren werden
alle eventuell vorhandenen Immun-
schranken beseitigt, die die Übertra-
gung verlangsamen könnten. Eine
große Tierpopulation und -dichte för-
dert hohe Übertragungsraten. Solche
beengten Verhältnisse beeinträchti-
gen die Abwehrkräfte des Immunsys-
tems der Tiere. Ein hoher Durchlauf
von Tieren, der Teil jeder industriel-
len Produktion ist, versorgt die Viren
mit ständig neuen Wirtstieren, was
die Ansteckungsfähigkeit der Viren
fördert», sagt Wallace in einem Inter-
view mit der Zeitschrift Marx 21
(1/2020). «Mit anderen Worten: Die
Agrarindustrie ist so auf Gewinn aus-
gerichtet, dass die Entscheidung für
ein Virus, das eine Milliarde Men-
schen töten könnte, das Risiko wert
zu sein scheint.»

Vor drei Jahren wurden Hundert-
tausende Tiere getötet, nachdem sich
das durch Zugvögel eingeschleppte
Vogelgrippe-Virus H5N8 in den Ge-
flügelmastanlagen rasant ausgebreitet
hatte. Auf den Menschen wurde es
nicht übertragen, weswegen Wallace’
These auch kontrovers diskutiert
wird. Jedoch: Ende April war das Co-
ronavirus Sars-CoV-2 bei Nerzen in
niederländischen Pelzfarmen nach-
gewiesen worden. Die Tiere haben
das Virus sehr wahrscheinlich auf ei-
nen Mitarbeiter übertragen. Zu die-
sem Ergebnis kamen Forscher und das
niederländische Gesundheitsminis-
terium. Auch der Marderhund, der
massenhaft in Pelztierfarmen in Chi-
na gezüchtet wird, geriet als Zwi-
schenwirt von COVID-19 in Ver-
dacht.

Die Zerstörung von Wäldern, die
Ausbreitung von Monokulturen und
der Landraub, der damit einhergeht,
führt dazu, dass Indigene sowie
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern ih-
re Lebensgrundlage verlieren und in
die Städte fliehen. Die Urbanisierung
ist ein weiterer Faktor, der die Verbrei-
tung von Viren begünstigt, die sich
über Reisende schließlich global ver-
breiten. Seit dem Ausbruch des Coro-
navirus Sars 2003 sind doppelt so vie-
le Touristinnen und Touristen welt-
weit unterwegs.

Hunger und die Jagd auf
wilde Tiere
Lange galt der Fischmarkt in Wuhan
als Quelle von COVID-19. Boulevard-
medien überboten sich mit rassistisch
angehauchten Schauergeschichten,
welche Tiere dort angeblich verkauft
und gegessen würden, von lebenden
Koalas über Wolfsbabys bis zu Fleder-
maussuppe. Belegt ist dieser Ur-
sprung nicht. Doch es gibt einen Zu-
sammenhang zwischen dem Verzehr
von Wildtieren – sogenanntes «Bush -
meat» –, dem Ausbruch von Krank-
heiten und dem Konsum reicher Län-
der. So wird laut der Weltgesund-
heitsorganisation WHO das Ebolavi-
rus durch Fangen, Schlachten und
Verzehren von infizierten Primaten
auf den Menschen übertragen. Weil
chinesische, japanische und auch eu-
ropäische Fangflotten die Küsten
Westafrikas leerfischten, waren die
Menschen dort vermehrt dazu ge-
zwungen, Wildtiere in den Wäldern
zu jagen.

Ich habe das selbst bei meinen
Palmöl-Recherchen in Indonesien er-
lebt, als ich auf Sumatra indigene
Männer und Frauen traf, die ihr Land
besetzten, das eine Palmölfirma ille-
gal abgeholzt hatte. An ihr Lager
grenzte ein Rest geschützter Wald –
finanziert mit dem Geld internationa-
ler Organisationen, darunter das
deutsche Umweltministerium. Es

war ihnen verboten,diesen Wald zu
betreten. Aber der Hunger zwang sie,
dort illegal zu jagen. Die Indigenen
durften diesen Wald also nicht mehr
so nutzen, wie es ihre Tradition ist.
Viele klauten auch in der angrenzen-
den Palmölplantage Früchte, um sie
zu verkaufen.

Naturschutz kann auch
autoritär sein
Manifeste Armut und die Kriminali-
sierung von Indigenen sind das Ergeb-
nis eines autoritären Naturschutzes
auf Kosten von Menschen. Ein «Fes-
tungsnaturschutz», der die romanti-
sche Vorstellung von der «unberühr-
ten Natur» umsetzt, etwa in National-
parks, geht fast immer mit direkter
oder indirekter Vertreibung und Ge-
walt gegen Indigene einher. Denn 80
Prozent der biologisch vielfältigsten
Gebiete der Welt sind gleichzeitig
Heimat indigener Gemeinden. Die
westliche Überzeugung aber, die Na-
tur müsse ausgerechnet vor denen be-
wahrt werden, die in und mit ihr le-
ben, hat bereits geschätzte 130 Millio-
nen Indigene weltweit ihrer Lebens-
grundlagen beraubt und sie zu Natur-
schutzflüchtlingen gemacht.

Wälder und Ökosysteme müssen
geschützt werden – das ist die zwangs-
läufige Antwort darauf, dass die Zer-
störung von Biodiversität eine bedeu-
tende Ursache für die Entstehung von
Pandemien ist. Das birgt aber wieder-
um die Gefahr eines gewalttätigen Na-
turschutzes. Viele solche Schutzpro-
gramme werden von internationalen
Organisationen in Kooperation mit
Großkonzernen durchgeführt, die
Teil dieser Zerstörung sind – denn es
geht dabei nie um einen Rückbau von
Monokulturen wie Palmöl, Soja oder
Zuckerrohr, sondern immer nur um
den vermeintlichen Ausgleich ent-
standener Schäden und eine Legitima-
tion dieser Industrien.

Europa und vor allem Deutschland
spielen eine fatale Rolle in diesem un-
gerechten Spiel. Kein anderer Konti-
nent konsumiert derart auf Kosten der
Länder im globalen Süden wie die Eu-
ropäische Union. Sie beansprucht für
ihre Grundnahrungsmittel und ande-
re Konsumgüter aus landwirtschaftli-
cher Produktion anderswo in der Welt
eine Fläche, die mit 6,4 Millionen
Quadratkilometer eineinhalbmal grö -
ßer ist als alle 28 Mitgliedstaaten zu-
sammen.

Die EU gehört weltweit zu den
größten Importeuren von Soja und
Palmöl. Deutschland ist der dritt-
größte Importeur von landwirtschaft-
lichen Produkten und Nahrungsmit-
teln in der Welt, obwohl sich dieses
Land theoretisch zu mehr als 90 Pro-
zent selbst versorgen könnte. Doch
die deutsche Landwirtschaft ist we-
sentlich auf die Produktion und den
Export von Fleisch und Milchproduk-
ten konzentriert. Das okkupiert zwei
Drittel der landwirtschaftlichen Flä-
che, während nur auf einem Prozent
Obst und Gemüse wachsen.

Das beschreibt, wie abhängig unser
System und unser Alltag von der Aus-
beutung von Menschen und Natur ist.
Nichts zeigt derzeit so deutlich, wie
krisenanfällig der Kapitalismus ist
und wie sehr die ökologische und die
soziale Frage zusammenhängen.

Kathrin Hartmann

Die Autorin ist Journalistin und Buch -
autorin in München. Mit dem österrei-
chischen Regisseur Werner Boote wirkte
sie am und im Dokumentarfilm Die grüne
Lüge mit und schrieb dazu das gleichna-
mige Buch zum Thema Greenwashing.
Gerade ist im Blessing-Verlag München ihr
neues Buch Grüner wird’s nicht. Wa rum
wir mit der ökologischen Krise völlig
falsch umgehen erschienen (174 S., 14
Euro). Darin beschreibt sie an vielen Bei-
spielen, warum die ökologische und die
soziale Frage zusammenhängen.

Palmöl und
Marderhund
Wo Wälder für Plantagen abgeholzt werden,
bleibt Einheimischen oft nur die Wilderei

Der Marderhund (Nyctereutes procyonoides), der massenhaft in Pelztierfarmen in China gezüchtet wird, steht in Verdacht, ein
Zwischenwirt von COVID-19 zu sein (diese Wildhundart ist als Neozoon auch in Mitteleuropa heimisch und häufig)

80 Prozent der
biologisch
vielfältigsten Gebiete
der Welt sind Heimat
indigener Gemeinden.
Im Westen aber
herrscht die
Überzeugung, die
Natur müsse vor
denen bewahrt
werden, die in und
mit ihr leben. Dies hat
bereits geschätzte
130 Millionen
Indigene weltweit ihrer
Lebensgrundlagen
beraubt.
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Kapitalistische Akkumulations-
prozesse sind notwendig kri-
senförmig. Das ist für das Kapi-
tal bedrohlich, denn Kapitalzer-
störung führt zu sozialen Pola-
risierungen und die wiederum
destabilisieren Herrschaftsver-
hältnisse. Entsprechend greift
der bürgerliche Staat in den
letzten Jahrzehnten vermehrt
zu immer drastischeren Mitteln,
um die zyklischen Kapitalkrisen
abzudämpfen. Auch wenn er
dabei durchaus erfolgreich war,
wirft insbesondere das Zeital-
ter der Null-Zins-Politik seit der
Finanzkrise 2008/2009 eine
Reihe von Problemen auf. 

1Interventionen des bürgerlichen
Staates gegen zyklische Kapital-
krisen sind in der Theorie befris-

tet angelegt. Steigen im Aufschwung
die Profitraten, dann enden die staat-
lichen Maßnahmen. Anhaltende
Null-Zinsen sind insofern merkwür-
dig; sie sprechen dafür, dass es gegen-
wärtig ein anhaltendes Profitproblem
gibt. Man denke an die Automobil -
industrie, deren Gewinne im Kernge-
schäft, der Pkw-Produktion, seit Jah-
ren mager sind. Man denke an die sin-
kende Investitionsneigung vieler Un-
ternehmen. Oder an die sog. Zombie-
Firmen, also Unternehmen, die sich
nur noch infolge der Null-Zinsen am
Leben erhalten können, da ihre eige-
nen Profite dafür kaum noch ausrei-
chen.

Es stellen sich deshalb Fragen: Deu -
tet diese anhaltende Profitkrise auf ei-
ne prinzipielle Schranke der Kapital-
akkumulation? Und kann die staatli-
che Null- oder gar Negativzinspolitik
diese Schranke dauerhaft aushebeln
oder bereitet sie eine Art Megakrise
vor?

Soviel ist gewiss: Ein Null-Zins-
Kapitalismus ist ein extrem aggressi-
ver Kapitalismus. Billiges Geldkapi-
tal befeuert jede Geschäftsidee, die
noch irgendwie profitabel erscheint.
Wir leben in einem Kapitalismus im
Dauerrausch, der in gewisser Hin-
sicht dem Weltenbummler Phileas
Fogg aus Jules Vernes In achtzig Tagen
um die Welt gleicht. Denn am Ende
seines langen Weges um die Welt ist
der verzweifelte Fogg genötigt, in Er-
mangelung von Brennmaterial die
Holzaufbauten des Schiffs zu verfeu-
ern, auf dem er fährt. Nur: Fogg er-
reicht am Ende den rettenden Hafen,
für uns ist er nicht in Sicht.

2Ein aggressiver Null-Zins-Ka-
pitalismus bedeutet auch eine
Verschärfung jeglicher Form der

Naturausbeutung, einen Ausbeu-
tungsexzess natürlicher Lebens-
grundlagen.
Beispiel 1 Die Bauwirtschaft ist ei-
ner der Hauptprofiteure der Null-
Zins-Politik. Kaum ein Land der Welt
ohne Immobilienwachstum und/
oder steigende Mieten. Doch die
Kehrseite des globalen Immobilien-
und Urbanisierungsbooms ist auch

die forcierte Zerstörung tierischer
Lebens räume, die wiederum dazu
führt, dass Tiere und Menschen im-
mer enger beisammenleben müssen.
Entsprechend ist die Null-Zins-Poli-
tik die zunehmende Übertragung tie-
rischer Mikroben wie im Fall von
 COVID-19.
Beispiel 2 Niedrige Zinsen ermun-
tern viele Menschen dazu, Geld aus-
zugeben, sie stimulieren also den
Konsum und erweitern ihn durch zu-
sätzliche Konsumkredite. Die Folge
ist die Fortsetzung eines «konsumis-
tischen» Lebensstils, der so tut, als ob
die Ressourcen unseres Planeten un-
endlich wären.
Beispiel 3 Null-Zinsen verschärfen
die Suche immer größerer Kapital-
mengen nach profitabler Anlage. Da-
bei kaufen Investoren auch verstärkt
Agrarflächen auf. Doch je mehr Bau-
ernland in Investorenhand gerät, um-
so mehr müssen die Bauern den Er-
trag erhöhen, steigt die intensive
Nutzung der Böden.  

3Der Kapitalismus scheint in ein
Zeitalter sozialökologischer
Krisen zu münden. In diesen

Krisen geht es nicht mehr, wie in zy-
klischen Krisen, um Arbeitslosigkeit
oder Lohnverlust. Sozialökologische
Krisen sind zunehmend eine biopoli-
tische Frage von Leben und Tod. In
sozialökologischen Krisen wird
nicht, wie in zyklischen Krisen, eine
«produktive» Kapitalzerstörung
durchlaufen, der dann mehrjährige
Aufschwungphasen folgen. Diese
Krisen sorgen vielmehr für ein gesell-
schaftliches «Stop-and-Go» und die
von ihnen verursachten Zerstörun-
gen sind immer häufiger irreversibel.
Sozialökologische Krisen treffen
nicht, wie zyklische Krisen, vor allem
Lohnarbeiter, in diesen Krisen sind
nur noch die obersten Schichten der
Gesellschaft weitgehend geschützt.

Und ist es dem bürgerlichen Staat,
insbesondere in der westlichen Welt,
gelungen, seine Kriseninterventio-
nen zu perfektionieren, so dass er zy-
klische Krisen zusehends sozial abfe-
dert, wird staatlicher Schutz in sozial-
ökologischen Krisen immer situati-
ver, provisorischer daherkommen, da

solche Krisen sich selten eins zu eins
gleichen. Gerade dieser letzte Aspekt
wird für die bürgerlichen Klassen eine
immense Ausweitung der sozialen
Kontrolle naheliegend machen. Ein
staatliches Sicherheitsversprechen
im Tausch gegen bürgerliche Grund-
rechte, so lautet das neue, verführeri-
sche Angebot der bürgerlichen Kri-
senintervention.

4Der soziale Kampf Kapital vs.
Arbeit wird in den sozialökolo-
gischen Krisen der Gegenwart

nicht irrelevant. Aber es wird überla-
gert von einem Kampffeld, das eine
veränderte gesellschaftliche Front-
stellung mit sich bringt: dem biopoli-
tischen Kampffeld von Natur und
Gesundheit. Die Fronten dieses bio-
politischen Kampfes sind fließend, je
nach ökologischer Katastrophe kön-
nen sich deshalb die Akteure an den
Frontlinien verändern.

Allenfalls das scheint sicher: Auf
der einen Seite werden jene sozialen
Eliten stehen, denen nur das eigene
Leben über den Profit geht. Ihr Ziel
dürfte eine Biopolitik sein, in der die
digitale Vermessung von Körpersig-
nalen, Sozialkontakten, räumlicher
Mobiliät und Naturphänomenen er-
eignisnah Top-down-Entscheidun-
gen sowie profitable Investitionen er-
möglicht. Auf der anderen Seite wie-
derum wird es eine linke Multitude
brauchen, die sich um eine solidari-
sche Biopolitik von unten gruppiert.
Denn sonst wird diese digitale Biopo-
litik mit der Zuspitzung der sozial-
ökologischen Krisen sehr wahr-
scheinlich in eine dystopische Öko-
diktatur münden oder in eine ökolo-
gische Großkatastrophe.

Wie gesagt, die Fronten sind flie-
ßend, die ökologischen Einschläge
schwer abzusehen. Deshalb ist auch
die genaue Zusammensetzung dieser
linken Multitude schwer vorherzusa-
gen. Gewerkschaften können sich auf
ihre Kernkompetenzen Lohn und Be-
schäftigung zurückziehen, sie kön-
nen aber auch, wie die italienischen
Gewerkschaften in den 1970er Jah-
ren, durch eine Arbeitermedizin Bio-
politik «von unten» machen. Die au-
tonome Linke kann, wie bisher, staat-

liche Kontrollmechanismen direkt
angreifen oder unterminieren; sie
kann aber auch beginnen, ein Netz-
werk um Polikliniken und Ökologie-
läden aufzubauen, um eine soziale
Verankerung zu erlangen. Ärzte und
Naturwissenschaftler können sich
auf ihre elitennahe Expertenrolle zu-
rückziehen, sie können aber auch so-
lidarische Netzwerke unterstützen. 

5 Krisen gehen immer mit gesell-
schaftlichen Deutungskämp-
fen einher. Dieser Deutungs-

kampf der sozialökologischen Krisen
wird aller Voraussicht nach mit drei
Hauptnarrativen von Seiten der bür-
gerlichen Klassen geführt werden:
▶ Ökologische Krisen werden, so gut
es geht, als Naturprozesse dargestellt

werden, die mit der kapitalistischen
Produktion nichts zu tun haben.
▶ Die bürgerlichen Klassen werden
nach jeder Überwindung der Krise(n)
die Bedeutung einer schnellen öko-
nomischen Erholung betonen.
▶ Einer grundsätzlichen Kritik wird
mit dem Hinweis auf Technik, For-
schung,  Innovation und der Notwen-
digkeit grünen Wachstums begegnet.  

★

Die Versuchung für die institutionell
und sozial noch halbwegs abgesicher-
ten Arbeiterklassen der Länder des
globalen Nordens wird groß sein, die-
sen Narrativen zu glauben oder sogar
offener politisch nach rechts zu rü-
cken. Denn der kurzfristig angelegte
Reflex, sich aus sozialer Angst an den
eigenen Arbeitsplatz und Wohlstand
zu klammern, ist verständlich. Und
in ihren Stellvertreterorganisationen
finden diese vergleichsweise wohlha-
benden Segmente der Arbeiterklasse
bislang nicht den Mut, die Angst ge-
meinsam zu überwinden. Damit aber
fehlt hier der unverstellte Blick auf
mittel- und längerfristige Anforde-
rungen eines bedrohlichen Zeital-
ters, und es scheint unklar, ob diese
Arbeiter für eine nachhaltige Um-
welt- und Gesundheitspolitik über-
haupt zu gewinnen sind.

Doch Vorsicht: Was passiert, wenn
sich die sozialökologischen Krisen
häufen und verschärfen?

Schreiben wir also das Proletariat
der Hochlohnbranchen nicht vor-
schnell ab. Aber streifen wir noch
kurz weitere soziale Akteure, die der
Entwicklung einer linken biopoliti-
schen Multitude zuträglich sein
könnten.

Da sind Beschäftigtengruppen wie
Care-Worker, die beim Kampf gegen
diese Krisen ihr Leben aufs Spiel set-
zen, ohne materiell dafür entlohnt zu
werden. Da sind die Jugendlichen
und jungen Erwachsenen, die längst
schon die Aufstände im arabischen
Raum, in Chile und in den USA mutig
und militant anführen, denen aber
auch in anderen Regionen dämmert,
dass ihre Zukunft aus ökonomischer
Prekarität, ökologischen Katastro-
phen und gesundheitlichen Risiken
bestehen wird, wenn sich nicht bald
etwas ändert. Da sind die großen, in-
formellen Arbeiterschaften der Zwei -
ten und Dritten Welt, die durch die
sozialökologischen Krisen vermehrt
genötigt sein werden, in klimatisch
bewohnbare Regionen zu migrieren.    

Immerhin: Die Antwort auf die
Frage, ob es einen Ausweg aus dem
letzten Krisenzeitalter der bürgerli-
chen Welt gibt, wird kein Gedulds-
spiel. Bleiben wir auf dem jetzigen
Entwicklungspfad, dann werden am
Ende dieses Jahrzehnts einige irrever-
sible, ökologische Kipppunkte er-
reicht sein. Das vielleicht entschei-
dendste Jahrzehnt der Menschheit
hat also begonnen.

Slave Cubela

Neue Krisen –
neue Solidaritäten
Überlegungen vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie

Die radikale Linke
kann staatliche
Kontrollmechanismen
direkt angreifen oder
unterminieren, sie
kann aber auch
beginnen, ein
Netzwerk um
Gesundheits- und
Ökologieläden
aufzubauen, um
eine echte soziale
Verankerung zu
gewinnen. 



Wir haben uns beide darüber
aufgeregt, dass Linke auf die
Coronakrise so ignorant rea-
giert haben. Das reichte von
der Teilnahme an oder
Inschutznahme der Grundrech-
tedemos bis zur schlichten Aus-
blendung der Tatsache, dass
die Pandemie eine neue
Dimension der Systemkrise des
Kapitalismus offengelegt hat.
Für den Lockdown oder dage-
gen, Gesundheit oder Freiheit?,
so hat sich das häufig darge-
stellt, eine für Linke äußerst
unangenehme Entgegenset-
zung.

Kirsten: Nach meinem Eindruck
ist die Debatte um die Corona-Krise
in der Linken und unter kritischen
Geistern polarisiert. Ein Großteil der
Besorgnisse in der linken Corona-
Diskussion richtet sich auf den Aus-
bau des autoritären Staats, festge-
macht vor allem an Überwachungs-
und Kontrolltechniken und einem
Ausbau der Exekutive. Da ist dann die
Rede von einem gesundheitlichen Er-
mächtigungsgesetz, das die Bundes-
regierung sich geschaffen hat, vom
durchsichtigen Bürger und vom Zu-
griff auf das Private.

Dahinter steht eine ältere Gegen-
überstellung – das Verhältnis von
Freiheit versus Staat. Hier sind Dis-
kussionen auch in der Linken stecken
geblieben oder haben sich wegbewegt
von Einsichten, die es ja durchaus
schon mal gab.

Daneben gibt es die Auseinander-
setzung um das Verhältnis zwischen
Natur und Gesellschaft. Da waren wir
auch schon mal weiter. Dass auch Ge-
sundheit ein Teil gesellschaftlicher
Naturverhältnisse ist, scheint verges-
sen, da dringen die Viren, dringt die
Natur in die Gesellschaft ein – ein-
schließlich einer neuen Ehrfurcht vor
den sog. Natur-Wissenschaften.

Andere argumentieren zwar mit
gesellschaftlicher «Landnahme» als
Bedingung für zoonotische Übertra-
gung. Aber beidesmal wird die Gren-
ze zwischen Natur und Gesellschaft
gezogen. Doch was ist ein a-soziales
Virus, eine gesellschaftsfreie Wis-
senschaft?

Zurück zum Verhältnis Staat und
Freiheit. Die Corona-Krise ist für die
einen Chance und Hoffnung, für die
anderen ein Warnhinweis, dass es so
nicht weiter gehen kann. Einerseits
gibt es die große Hoffnung, dass der
Staat im Interesse des Allgemein-
wohls die Rolle der Vernunft über-
nimmt. Der «gute Staat» ist der Staat,
der die Masken, Geld für Beatmungs-
geräte, medizinische Forschung und
die Infrastruktur zur Rettung der
BürgerInnen bereitstellt.

Der schlechte Staat ist der Sicher-
heitsstaat, der alles überwacht und
kontrolliert und dabei nur ein Interes-
se kennt: das System am Laufen zu
halten. Beides sind autoritäre Staats-
verständnisse, in denen dieser Staat
als verselbständigte und selbständige
Instanz agiert.

Das gilt auch für die Hoffnung, dass
in der Krise die Chance einer sozial-
ökologischen Transformation liegt.
Da gibt es jede Menge kluge Vorschlä-
ge und Tipps, was man im Gesund-
heits- oder Verkehrsbereich tun sollte

– die enden dann meist mit entspre-
chenden Appellen an die staatliche
Vernunft und an die Leute, die das
durchsetzen sollen. Gebraucht wird
Gesellschaft da immer nur als Trans-
missionsriemen für die Durchset-
zung politischer Programme, eine ei-
gene Qualität hat sie nicht, die Pro-
duktion von Gesellschaft kommt gar
nicht vor – und der Staat bleibt, wo er
ist: «relativ autonom» draußen.

Angela: Die Polarität, die du be-
schreibst: auf der einen Seite der au-
toritäre Sicherheitsstaat, auf der an-
deren Seite der Staat, der nur die Ka-
pitalinteressen im Auge
hat, das ist kein Entweder-
Oder. Der bürgerliche
Staat hat beide Funktio-
nen, die widersprechen
sich aber manchmal. In
Deutschland haben wir
gesehen, dass die Bundes-
regierung zwischen bei-
den Polen laviert hat, an-
dere Staaten neigten deut-
licher zu der einen oder der
anderen Seite.

Linke haben sich zu-
meist in dieser Gegen-
überstellung bewegt. Ich
halte die für falsch, das
geht am Kern der Sache
vorbei. Jene, die vor allem
kritisiert haben, dass die
Lockdown-Maßnahmen
ihre Freiheit einschrän-
ken, ignorieren aus meiner
Sicht, dass eine Pandemie
das menschliche Verhal-
ten natürlich insofern ver-
ändern muss, als ich dar-
auf achten muss, mich sel-
ber und andere nicht an -
zustecken.

Es gibt durchaus eine Ei-
genverantwortung in die-
ser Sache. Darüber geht
man gern süffisant hin-
weg, wenn gesagt wird,
die Regierung versucht
mich damit zu vereinnah-
men – ein solches Element
ist darin sicher enthalten,
aber nicht nur, denn ich
bin tatsächlich dafür ver-
antwortlich, dass ich mei-
ne Mitmenschen nicht an-
stecke. Als Individuum
hat meine Freiheit ihre
Grenzen am Wohlbefinden und der
Freiheit meines Nächsten – das ist ei-
ne alte Erkenntnis.

Aber es gibt auch noch eine andere
Grenze. In dieser Krise wird erneut
deutlich, dass es etwas Größeres gibt
als den Menschen, nämlich seine
Umwelt. Die Freiheit des Menschen
als Gattung findet ihre Grenze in der
Bewahrung der Umwelt, weil das un-
sere Lebensgrundlage ist.

Der Mensch kann diese Grenzen
hinausschieben, er kann die Umwelt
zerstören, aber in dem Maß, wie er
das tut, zerstört er sich selber. Inso-
fern ist es rational, wenn man sagt, die
Natur schlägt zurück. Sie sitzt am län-
geren Hebel. 

Dann erhebt sich die Frage, wie ge-
stalte ich die Anerkennung dieser
Grenzen? Kann sie nur der Staat
durchsetzen oder ist das nicht besser
ein Feld für mündiges Verhalten? Das
sind zwei Paar Stiefel. Ich plädiere
 dafür, dass die Bevölkerung die Mit -
tel an die Hand bekommt, diese Gren-
zen eigenverantwortlich zu bestim-
men und durchzusetzen – also gerade
nicht danach zu rufen, dass der Staat

sie definiert. Das bringt sie in Gegen-
satz zum bürgerlichen Staat. Denn
der Staat hat Kontrollinteressen, die
stärker und anders motiviert sind als
die Sorge um die Gesundheit, und er
hat das Interesse, dass der Kapitalver-
wertungsprozess weiter geht.

Dann muss ich die Frage stellen,
was brauche ich als mündiger Bürger,
um einen Umgang mit Pandemien
durchzusetzen, der die Gefahren und
das gesellschaftliche Schutzbedürf-
nis nicht ignoriert, aber auch nicht in
autoritäre Strukturen mündet. Das
erfordert zunächst einmal, dass wir
die Frage nach dem Verhältnis des
Menschen zur Natur als eine eigen-

ständige wahrnehmen. Dass sie nicht
durch den Rost fällt, weil wir entwe-
der über den Sicherheitsstaat oder
über die Wirtschaftskrise diskutie-
ren.

Selbst wenn Linke das Gesund-
heitssystem thematisieren, diskutie-
ren sie ja häufig nur über dessen öko-
nomische Seite, die Arbeitsbedin-
gungen, den Lohn usw. Über das Ver-
hältnis des Menschen zu seinen
Krankheiten, die auch bedingt sind
durch seinen ausbeuterischen Um-
gang mit der Natur, darüber reden wir
kaum.

Kirsten: Die Gestaltung der Gren-
zen zur Natur ist ein gutes Stichwort.
Es gibt, wenn man sich die Umfragen
anschaut, politisch im Moment
Mehrheiten, die für eine sozialökolo-
gische Transformation stehen. Ich ha-
be den Eindruck, dass dabei zum ei-
nen oft ein Wir konstruiert wird –
wir, die wir alle in einem Boot sitzen,
und die dann dieses Verhältnis zur
Natur gestalten.

Wenn ich von gesellschaftlichen

Naturverhältnissen rede, dann habe
ich aber kein Außen mehr, also hier
ein Boot, in dem wir alle sitzen, und
da die Natur, sondern das, was du vor-
hin als Zurückschlagen bezeichnet
hast, ist selbst produziert. Darüber
wäre zu reden: Wie wird Natur, und
das heißt: das Verhältnis zu Natur be-
griffen und produziert?

Die andere Antwort auf dieses Ge-
staltungsproblem ist eine, mit der
sich einige Linke sehr unwohl fühlen:
Die Regierung propagiert jetzt Ge-
sundheitsschutz, Solidarität, Eigen-
verantwortung – dagegen kann man,
so heißt es, schwerlich etwas haben.
Irgendwie gehen einem die eigenen

Positionen flöten, wenn, so scheint’s,
die Begriffe enteignet werden.

Manchen ist es unheimlich, dass
die Zivilgesellschaft etwas tut, was
die Regierung fordert. Aber das ist
nur dann unheimlich, wenn man da-
von ausgeht, dass wir tatsächlich in
einem Boot sitzen und dass es so et-
was gäbe wie eine Zivilgesellschaft.
Allein die Maßnahmen, die die Re-
gierung zur Lösung der Corona-Krise
beschlossen hat, sind ein Beleg dafür,
dass wir vor Corona nicht alle gleich
sind. Es gibt da nicht ein Allgemein-
wohl, eine Moral, eine Verantwor-
tung.

Angela: Mir gefiel, dass Merkel
sagte, «auf Sie kommt es an». Das ist ja
eine Aufwertung, der Bürger wird
nicht als Untertan, sondern als han-
delndes Subjekt angesprochen. Ich
finde es fatal, wenn man sagt, das ist
ganz schlecht, weil der Staat damit
nur vertuscht, dass ich eigentlich
doch nur ein Untertan für ihn bin.

Ich würde den Spieß umdrehen:
Wenn der Staat mich schon als han-

delndes Subjekt anspricht, dann
möchte ich das auch sein, dann forde-
re ich von ihm, dass er mich in der
Wahrnehmung meiner Eigenverant-
wortung und meines solidarischen
Tuns nicht hindert, sondern unter-
stützt, da möchte ich keine Bürokra-
tie vor der Nase haben, die mich mit
unsinnigen Vorschriften gängelt.
Hier fängt die Auseinandersetzung
mit dem Staat erst richtig an.

An dieser Stelle kann ich den Be-
griff der Eigenverantwortung gegen
den Staat wenden und zur Selbster-
mächtigung kommen, was das Mo-
ment des zivilen Ungehorsams bein-
haltet.

Eine italienische Rechtsphiloso-
phin, die sich viel mit Ökologie und
Biopolitik beschäftigt, sagt, in einer
solchen Epidemie ist der einzelne
nicht nur Opfer, er ist auch Überträ-
ger, also auch Täter, ich habe beide
Rollen. Wenn das aber so ist, dann
kann ich Freiheit nicht nur als indivi-
duelle Freiheit buchstabieren, sie
spricht von der «individuellen und
geteilten Freiheit».

Die Grenzen meines Handelns
müssen auch kollektiv definiert wer-
den, das geht aber nur, wenn sie für
alle gleichermaßen gelten. Es müs-
sen dann vor der Pandemie wirklich
alle gleich sein. Das ist bei uns krass
nicht der Fall. Darin liegt dann das
Moment der Solidarität – unterein -
ander und als eine Behauptung gegen
den Staat, der genau diese Gleichheit
nicht anerkennt.

Das ist etwas anderes, als die Erklä-
rung der Menschenrechte zu zitieren
– die ja immer nur individuelle sind –
und das absolute Recht auf Leben zu
behaupten.

Kirsten: Ja, die Menschenrechte.
Da sind wir bei der alten Kritik von
Marx an Feuerbach. Marx sagt, dass
die Zirkulation ein wahres Eden der
angeborenen Menschenrechte ist –
und lässt dann seinen Spott über die
Ideale und Ideen der französischen
Revolution los: Freiheit, Gleichheit,
Eigentum und Eigennutz. Seine Kri-
tik war ja genau die, die du gerade an-
gesprochen hast: Freiheit als indivi-
duelle.

Wenn ich das so denke, habe ich
die Freiheit als KonsumentIn in der
wunderbaren Welt der Zirkulation
und als staatlich geschütztes Privat-

eigentum in der Produktion. Aus die-
ser Perspektive werde ich in meiner
Freiheit eingeschränkt, wenn mir be-
stimmte Konsumakte und Produkti-
onsentscheidungen nicht mehr mög-
lich sind.

Ich kann das aber umdrehen. Sieht
man in dieser Krise nicht auch deutli-
cher Momente, die über diesen be-
schränkten Freiheitsbegriff hinaus-
gehen – etwa in der Kooperation, oh-
ne die faktisch keine einzige Ware das
Band oder die Verkaufsstätten verlas-
sen würde? Sieht man da nicht Mo-
mente einer freien Assoziation, in der
der andere die Bedingung der Mög-
lichkeit meiner Entwicklung ist und
umgekehrt? An diesen schönen Satz
wäre anzuknüpfen.

Kirsten Huckenbeck arbeitet seit 1994
unter und über Tage für den express und
lehrt an der FH Frankfurt am Main mit den
Schwerpunkten Migration und prekäre
Arbeit.
Angela Klein arbeitet seit über 40 Jahren
für die SoZ bzw. für eine ihrer Vorgänger-
zeitungen und kann sich vorstellen, noch-
mal was Neues aufs Gleis zu bringen.
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Freiheit oder Gesundheit?
Auf eine Zigarette mit Kirsten Huckenbeck und Angela Klein



Die Science-Fiction-Fernseh -
serie Startrek wurde 1966 erst-
mals im US-Fernsehen ausge-
strahlt. Darin ging es um das
Raumschiff Enterprise, «das
unterwegs ist, um fremde Wel-
ten zu entdecken, unbekannte
Lebensformen und neue Zivili-
sationen». In den 90ern gab es
eine Neuauflage, Star Trek – The
Next Generation, diesmal kom-
mandierte der Kapitän Picard,
hoch gebildet, mit einer Schwä-
che für Archäologie, Shake-
speare und Earl Grey Tea.

D ie Enterprise hatte in den
Jahrhunderten ihrer Mis-
sionen häufig den Auftrag,
planetare Pandemien zu

bekämpfen, oder sie hatte selbst mit
dem Ausbruch von Epidemien auf
dem Schiff zu kämpfen.

Die NCC 1701, das Raumschiff von
Captain Kirk, Mr. Spock und dem
durchaus logikbegabten Dr. McCoy
(«Bones» bzw. «Pille»), fand sich
 etwa auf einem Planeten wieder, auf
dem eine Pandemie sämtliches er-
wachsenes Leben ausgelöscht hat
und die überlebenden Kinder sich
mit Beginn der Pubertät infizieren.
Auch der Landungstrupp der Enter-
prise infiziert sich (TOS, Staffel 1,
Episode 9, «Miri, ein Kleinling»). Am
Ende der ersten Staffel (TOS, Episo-
de 30, «Spock außer Kontrolle») trifft
Kirk das Schicksal persönlich, unter
den Opfern der dortigen Seuche ist
die gesamte Familie seines Bruders
Georg. Die Auslöser der Seuche sind
etwas größer als das Corona-Virus,
es sind fledermausgroße Amöben,
die auch Mr. Spock erwischen.

Der politische Wert der Startrek-
Serien lag zu Lebzeiten des

Startrek-Erfinders Gene Roddenber-
ry immer in der Thematisierung mo-
ralischer Dilemmata, formuliert und
aufgeworfen aus einer emanzipatori-
schen Perspektive.

TOS wurde erfunden vor dem
Hintergrund der Bürgerrechtsbewe-
gungen; die NCC 1701 war das erste
Schiff mit einem Asiaten (Sulu, ge-

spielt von George Takei, der kürzlich
eine autobiografische Graphic Novel
They called us Enemy über die Inter-
nierung von JapanerInnen in den
USA während des Zweiten Welt-
kriegs veröffentlicht hat) und einem
Russen an Bord; in Startrek fand der
erste «interethnische» Kuss zwi-
schen Captain Kirk und der Suaheli
Uhura statt.

Mit Blick auf die sozialen Aspekte
der COVID-19-Pandemie verdient
die Folge «Kodos, der Henker» (TOS,
Staffel 1, Episode 14) besondere Auf-
merksamkeit: Captain Kirk identifi-
ziert in dem Shakespeare-Darsteller
Anton Karidian den ehemaligen
Gouverneur von Tarsus IV, einer Fö-
derations-Kolonie mit 8000 Siedler -
Innen. Als durch Pilzbefall und
Missernten eine Hungersnot aus-
bricht, ruft Kodos das Kriegsrecht
aus und lässt 4000 der SiedlerInnen
töten, damit die anderen 4000 nicht
verhungern – eine Triage, um deren
Legitimität der alternde Schauspieler
und Kirk streiten.

In einem späteren Roman – und
damit nicht im offiziellen Startrek-
Kanon – stellt sich heraus, dass der
als Massenmörder gesuchte Kodos
nicht alleine handelte. Hinter dem
Plan zur Rettung von 4000 Siedler -
Innen steckte Spocks Vater, der ra-
tionale und pazifistische Vulkanier
Sarek.

Star trek thematisiert hier eine Va-
riation der in der Serie häufig gestell-
ten Frage, ob es legitim sei, einzelne
oder eine geringere Menge von Per-
sonen zur Rettung einer größeren
Personenmenge zu opfern. Die
strenge Logik, für die im Startrek-
Universum die Vulkanier stehen,
scheint dies zu gebieten – allerdings
zeigt sich immer wieder, dass diese
Logik eben nur auf Rechenoperatio-

nen beruht und die Zahl allein als
Grundlage für eine Ethik nicht taugt.

Ganz ähnlich thematisiert Ursula
K. LeGuin in ihrem Science-

Fiction-Klassiker The Dispossessed
(dt. Planet der Habenichtse) die Frage
der Triage: Im Mittelteil des Romans
beschreibt die Autorin eine große
Hungersnot auf dem anarchistisch
organisierten und verwalteten Mond
Anarres und die damit verbundene,
bewusste gesellschaftliche Entschei-
dung, massenhaft Menschen ver-
hungern zu lassen – vor allem aber
den gesellschaftlichen Zwang, dass
Einzelne entscheiden müssen, wer
lebt und wer stirbt.

Die Figur Shevek unterhält sich
über diese Hungersnot mit einem
Eisenbahner, der zentrale Sätze des
Buches sagt: «Ich … arbeitete ganz-
tags … daher bekam ich volle Ratio-
nen. Ich verdiente sie mir. Ich ver-
diente sie, indem ich Listen von den
Menschen aufstellte, die zum Hun-
gertod verurteilt wurden … Ich
musste Menschen zählen … Ich habe
[die Arbeit] niedergelegt … Aber die
Listen von der Fabrik … hat jemand
anders übernommen. Es gibt immer
Leute, die bereit sind, Listen aufzu-
stellen.»

LeGuins Buch, das gerne als Uto-
pie gelesen wird, weist auf die

Stolpersteine hin, die auch freien
und gleichen Gesellschaften im We-
ge liegen können.

Gleiches gilt für die durchaus uto-
pische Welt von Startrek. Ein Jahr-
hundert nach Captain Kirk muss die
NCC 1701-D planetare Katastrophen
verhindern. Die DrehbuchautorIn-
nen werfen, mehr noch als in TOS,
regelmäßig komplexe ethische Fra-
gen auf, denen sich die Crew im Um-

gang mit den neu entdeckten Le-
bensformen und Phänomenen auf
ihrer Mission stellen muss. Die Dis-
kussionen auf dem Raumschiff sind
hochgradig moralisch. Captain Jean-
Luc Picard kommt dabei die Rolle
des Mediators zu.

Deutlich wird die NCC 1701-D als
Forschungsschiff dargestellt, und
trotz militärischer Kommandostruk-
tur setzt Picard auf demokratische
Debattenkultur. Allerdings müssen
die schweren Entscheidungen letzt-
lich meist gar nicht getroffen wer-
den, denn zumeist kommt der Zufall
oder auch das Glück zur Hilfe. 

Die nachfolgenden Weltall-Kom-
mandeurInnen – Captain Sisko von
der Raumstation Deep Space Nine
und Captain Janeway vom Raum-
schiff Voyager – haben oft weit we-
niger Probleme, moralisch fragwür-
dige Entscheidungen zu treffen. Das
hat drei voneinander recht unabhän-
gige Gründe: Mit dem Tod von Gene
Roddenberry 1991 geriet peu à peu
der emanzipatorische Charakter der
Serie in den Hintergrund, neue
Filmtechniken ließen Action in den
Vordergrund treten und die Weltla-
ge – insbesondere nach 9/11 – ließ ei-
nen anderen Typus von Captains in
den Vordergrund treten. Spätestens
Captain Archer in der vor Kirk & Co
spielenden Serie Enterprise (gedreht
2001–2005) stand für eine Law-and-
Order-Planetenföderation, die sich
gegen terroristische Bedrohungen
von außerhalb «wehren» musste.

E s bekommt der Story manchmal
gar nicht schlecht, wenn die in-

terplanetare Föderation ihren utopi-
schen Charakter verliert. Dass die
Zukunft nicht so rosig ist, wie zu
Kirks und Picards Zeiten gedacht,
stellt sich schon in Deep Space Nine

heraus, als mit dem Geheimdienst
Sektion 31 der «tiefe Staat» der Föde-
ration in Erscheinung tritt.

Manche KommentatorInnen ha-
ben sich darüber gewundert, dass die
jüngste Startrek-Serie Picard einen
Jean-Luc Picard präsentiert, der nicht
mehr jovialer Diplomat ist, sondern
ein grantiger alter Mann. Die Serie
bleibe eine Erklärung für diesen Cha-
rakterwandel schuldig. Nun, diese
liegt letztlich, wie schon bei Ursula
LeGuin, in der Erkenntnis begrün-
det, dass jede Utopie auch ihre dys-
topische Seite hat und dass ein inte-
grer Charakter wie Picard zwangs-
weise früher oder später Skepsis ge-
genüber der Regierungsform entwi-
ckeln oder sogar erkennen muss, für
ein Ideal einzutreten, dass es so gar
nicht gibt. Die «Föderation der Pla-
neten», wie sie in den neueren Serien
präsentiert wird, ist für einen Picard
Grund genug, ein zorniger alter
Mann zu werden.

Bei allem emanzipatorischen Ge-
halt war Staatskritik selten die

starke Seite von Startrek – immerhin
war Gene Roddenberry Polizist und
Startrek (auch) als Weltraumwestern
konzipiert. Captain Kirk ist letztlich
ein gar nicht so postmoderner She-
riff, der auch schon mal als antikom-
munistischer Verfechter der Aufrüs-
tung auftritt (TOS, Staffel 2, Folge
49, «Der erste Krieg»).

Nach 9/11 wurde Star trek zwar in
vielerlei Hinsicht deutlich apologeti-
scher gegenüber der US-amerikani-
schen Politik, sah jedoch auch oft
deutlicher die Gefahren eines star-
ken Staats. Aktuell etwa stehen die
Startrek-Macher deutlich an der Sei-
te von Black Lives Matter: Star -
trek.com verweist auf die Tradition
der Serie. Neun verschiedene Fan-
Initiativen haben sich der Bewegung
dezidiert angeschlossen. Dennoch:
Wer die Startrek-Ethik in zeitgenös-
sischem Gewand sucht, ist mit Seth
MacFarlanes Fast-Star trek-Serie The
Orville besser bedient als mit den
zahlreichen aktuellen Star trek-Spin-
Offs.                                   Torsten Bewernitz

Der Autor ist aktivistischer Gewerkschafts-
forscher oder forschender Gewerkschafts-
aktivist und schafft es nur noch selten,
eine Folge Startrek zu gucken.
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GLOSSAR
Föderation: Die «Vereinigte Föderation der Planeten» besteht aus 150 Planeten und über 1000 planetaren Kolo-
nien. Sie ist Regierungsform und «Arbeitgeber» (laut TNG ist das Geld abgeschafft) der Enterprise-Besatzung.

NCC 1701: Das ist die Seriennummer des Raumschiffs Enterprise. 

TOS, TAS, TNG, DS9, V: Das sind die Abkürzungen für die einzelnen Serien. TOS: The Original Series; TAS : The
Animated Series; TNG: The Next Generation; DS9: Deep Space 9; V: Voyager.

Vulkanier: Die BewohnerInnen des Planeten Vulkan, erkennbar an spitzen Ohren und bestechender Logik.
Bekanntester Vulkanier ist Mr. Spock (Vorname unaussprechlich, obwohl er laut «Die Ärzte» Karl-Heinz heißt).

What would Picard do?


